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Drudesache 1661 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. September 1955 

4 — 10103/0 — 1216/55 VII 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich als Anlage 1 den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Volksbegehren und 
Volksentscheid bei Neugliederung des Bundes- 
gebietes nach Artikel 29 Absatz 2 bis 6 des 
Grundgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 143. Sitzung 
am 24. Juni 1955 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2) und die nachstehende Entschließung 
gefaßt: 

,,Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die Neugliederung des 
Bundesgebietes endgültig erst nach der Wiedervereinigung erfolgen 
kann. 

Er hält sich daher für verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß es ange- 
sichts der politischen Lage notwendig werden kann, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob und inwieweit die Neu- 
gliederung nach Artikel 29 des Grundgesetzes im Hinblick auf die 
Wiedervereinigung zurückgestellt werden sollte. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen und der Entschließung des Bundesrates ist als Anlage 3 
beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Volksbegehren und Volksentscheid bei Neugliederung des 
Bundesgebietes nach Artikel 29 Absatz 2 bis 6 des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 'be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Volksbegehren 
§ 1 

Gegenstand des Volksbegehrens 

(1) In Gebietsteilen, die bei der Neubildung 
der Länder nach dem 8. Mai 1945 ohne 
Volksabstimmung ihre Landeszugehörigkeit 
geändert haben, werden auf Antrag Volksbe- 
gehren nach Artikel 29 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes durchgeführt. 

(2) Ist das Gebiet eines früheren Landes 
oder einer früheren Provinz verschiedenen 
Ländern zugeteilt, so bilden die Teile je einen 
Gebietsteil im Sinne von Absatz 1, die dem 
gleichen Lande eingegliedert oder in einem 
neu gebildeten Lande zusammengeschlossen 
sind. 

S 2 

Zulassungsantrag 

(1) Die Durchführung eines Volksbegehrens 
ist bis zum . . . (drei Monate vor Ablauf der 
in Artikel 29 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
stimmten Frist) beim Bundesminister des 
Innern zu beantragen. Der Antrag muß von 
mindestens zwei vom Hundert der bei der 
letzten Wahl zum Landtag amtlich ermittel- 
ten Zahl der wahlberechtigten Einwohner 
des Gebietsteiles (§ 1), für den das Volks- 
begehren beantragt wird, jedoch von nicht 
mehr als 5000 Einwohnern persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. 


(2) Unterschriftsberechtigt ist jeder Ein- 
wohner des Gebietsteiles, der bei Stellung 
des Antrages zum Landtag wahlberechtigt ist. 

(3) Von der Beibringung der Unterschrif- 
ten kann abgesehen werden, wenn der Vor- 
stand einer Vereinigung den Antrag stellt 
und glaubhaft macht, daß die nach Absatz 1 
erforderliche Zahl Ihrer im Gebietsteil unter- 
schriftsberechtigten Mitglieder den Antrag 
unterstützt. 



Im Antrag ist anzugeben 

1. der Gebietsteil im Sinne von § 1, dessen 
Landeszugehörigkeit geändert werden soll, 
unter Bezeichnung der betroffenen jetzigen 
Verwaltungsbezirke und 

2. die für das Gebiet begehrte Landeszuge- 
hörigkeit. 

Weitere Zusätze in Überschrift und Wortlaut 
des Zulassungsantrages sind unzulässig. 

§ 4 

Vert r auen s mä nn er 

(1) Im Antrag sind ein Vertrauensmann 
und ein Vertreter zu benennen. Fehlt dies, so 
gilt der erste Unterzeichner als Vertrauens- 
mann, der zweite als sein Vertreter. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, sind nur der Vertrauensmann 
und sein Vertreter, jeder für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zu dem Antrag ab- 
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zwei- 
felsfalle gilt die Erklärung des Vertrauens- 
mannes. 
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(3) Der Vertrauensmann und der Vertreter 
können von der Mehrheit der Unterzeichner 
des Antrages durch schriftliche Erklärung an 
den Bundesminister des Innern abberufen 
und durch andere ersetzt werden. 


öffentliche Bekanntmachung des Antrages, 
der Entscheidung des Bundesministers des 
Innern oder des Bundesverfassungsgerichts, 
der Eintragungsfrist und der Eintragungs- 
stunden. 


§ 5 

Entscheidung über den Zulassungsantrag 

(1) Über den Antrag entscheidet der Bun- 
desminister des Innern. 


(2) Enthält der Antrag Mängel, so fordert 
der Bundesminister des Innern zunächst den 
Vertrauensmann auf, sie rechtzeitig zu besei- 
tigen. Die Mängel können nur so lange be- 
hoben werden, wie nicht über die Zulassung 
des Antrages entschieden ist. Enthält ein An- 
trag nicht die vorgeschriebene Zahl gültiger 
Unterschriften, so kann dieser Mangel nach 
Ablauf der Antragsfrist (§ 2 Abs. 1) nidit 
mehr behoben werden. 

(3) Der Bundesminister des Innern hat dem 
Antrag stattzugeben, wenn die Voraussetzun- 
gen der §§ 1 bis 3 vorliegen. 

(4) Die Entscheidung ist den Antragstellern 
und der Landesregierung zu zu stellen. Sie ist, 
wenn der Antrag abgelehnt wird, mit Grün- 
den zu versehen. Gegen die Ablehnung ist 
innerhalb eines Monats nach Zustellung der 
Entscheidung Beschwerde an das Bundesver- 
fassungsgericht zulässig; die Landesregierung 
kann gegen die Zulassung des Antrages inner- 
halb der gleichen Frist Beschwerde einlegen. 
Über die Beschwerde entscheidet der Zweite 
Senat. 


§ 6 


Veröffentlichung des zugelassenen Antrages 

(1) Gibt der Bundesminilster des Innern 
oder das Bundesverfassungsgericht dem An- 
träge statt, so veröffentlicht der Bundesmini- 
ster des Innern den Antrag und die Entschei- 
dung im Bundesanzeiger und setzt die Ein- 
tragungsfrist und die Eintragungsstunden für 
das zugelassene Volksbegehren fest. 

(2) Die Eintragungsfriist beginnt frühestens 
14 Tage nach der Veröffentlichung im Bun- 
desanzeiger und muß mindestens 14 Tage be- 
tragen. Die Eintragungsstunden sind so fest- 
zusetzen, daß jeder Eintragungsberechtigte 
Gelegenheit hat, sich an dem Volksbegehren 
zu beteiligen. 

(3) Die Landesregierung sorgt für die Un- 
terrichtung der zur Beteiligung am Volksbe- 
gehren aufgerufenen Bevölkerung durdi 


§ 7 

Zurücknahme des Zulassungsantrages 

(1) Nach der Zulassung kann der Antrag 
nicht mehr geändert, bis zum Beginn der Ein- 
tragungsfrist jedoch jederzeit zurückgenom- 
men werden. 


(2) Die Zurücknahmeerklärung ist nur gül- 
tig, wenn sie von mehr als der Hälfte der 
Unterzeichner des Antrages persönlich und 
handsdiriftlich unterzeichnet ist oder wenn 
sie vom Vorstand der Vereinigung, die den 
Antrag gestellt hat, abgegeben wird. Der Vor- 
stand muß in diesem Falle glaubhaft machen, 
daß seine Zurücknahmeerklärung von mehr 
als der Hälfte der nadi § 2 Abs. 1 erforder- 
lichen Zahl der in dem Gebietsteil unter- 
schriftsberechtigten Mitglieder der Vereini- 
gung unterstützt wird. 

(3) Der Bundesminister des Innern gibt die 
Zurücknahme des Antrages im Bundesanzei- 
ger bekannt. 


§ 8 

Eintragungsberechtigung 

Eintragungsberechtigt ist, wer am Tage der 
Eintragung seinen Wohnsitz oder, wenn er 
keinen Wohnsitz hat, seinen dauernden Auf- 
enthalt im Gebietsteil (§ 1) hat und nach den 
landesgesetzlichen Vorschriften zum Landtag 
wahlberechtigt ist, es sei denn, daß er nach 
diesen Vorschriften ln der Ausübung des 
Wahlrechts behindert ist oder daß sein Wahl- 
recht ruht. 


§ 9 


Ausübung des Eintragungsrechts 


(1) Zur Eintragung ist nur zuzulassen, wer 
in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, das 
für die letzte Wahl zum Landtag auf gestellt 
oder laufend geführt ist, oder wer einen Ein- 
tragungsschein hat. 

(2) Der Eintragungsberechtigte kann sich 
nur einmal und nur an dem Orte oder ln 
dem Ortsteil eintragen, in dessen Wählerver- 
zeichnis er eingetragen Ist. Wer einen Eintra- 
gungsschein hat, kann sich in einer beliebigen 
Eintragungsstelle des Gebietsteiles eintragen. 
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§ 10 

Eintragungsscheln 

(1) Ein Eintragungsberechtigter, der in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf 
Antrag einen Eintragungsschein, wenn er 

1. sich während der ganzen Eintragungsfrist 
aus wichtigem Grunde außerhalb des Ortes 
auf hält, In dessen Wählerverzeichnis er 
eingetragen Ist, oder 

2. nach dem Abschluß des Wählerverzeichnis- 
ses seine Wohnung in einen anderen Ort 
innerhalb des Gebietsteils verlegt hat oder 

3. Infolge eines körperlichen Leidens oder Ge- 
brechens in seiner Bewegungsfreiheit behin- 
dert ist und durch den Eintragungsschein 
die Möglichkeit erhält, sich in einer für ihn 
günstiger gelegenen Eintragungsstelle ein- 
zutragen. 

(2) Ein Eintragungsberechtigter, der nicht 
in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, er- 
hält auf Antrag einen Eintragungsschein, 

1. wenn sein Wahlrecht erst nach dem Ab- 
schluß des Wählerverzeichnisses festgestellt 
worden Ist oder 

2. wenn er nach der letzten Wahl zur Vertre- 
tungskörperschaft des Landes wahlberech- 
tigt geworden ist. 

S 

Einspruch gegen die Versagung des 
Eintragungsscheines 

(1) Gegen die Versagung des Eintragungs- 
scheines kann binnen 48 Stunden Einspruch 
bei der Gemeindebehörde eingelegt werden. 

(2) Die Gemeindebehörde hat über den 
Einspruch unverzüglich zu entscheiden und 
bei Ablehnung die Entscheidung dem An- 
tragsteller zuzustellen. Gegen die Entschei- 
dung der Gemeindebehörde kann innerhalb 
von drei Tagen nach Zustellung Beschwerde 
an die Aufsichtsbehörde eingelegt werden. 

§ 12 

Eintragungsleiter und Eintragungsausschuß 

(1) Die Landesregierung ernennt für das 
Eintragungsgebiet einen Landeseintragungs- 
leiter und, wenn das Volksbegehren mehr als 
eine kreisfreie Stadt umfaßt, für jeden Kreis 
einen Eintragungsleiter. 

(2) Beim Landeseintragungsleiter wird ein 
Eintragungsausschuß gebildet. Er besteht aus 


dem Landeseintragungsleiter als Vorsitzendem 
und sechs Beisitzern, die der Landeseintra- 
gungsleiter aus den Eintragungsberechtigten 
beruft. Für jeden Beisitzer wird ein Stellver- 
treter benannt. Die Beisitzer üben ihre 
Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(3) Bei der Berufung der Beisitzer sollen die 
im Gebietsteil vertretenen Parteien und die 
Vereinigungen, die einen Antrag auf Zulas- 
sung eines Volksbegehrens für den Gebietsteil 
gestellt haben, berücksichtigt werden. 

§ 13 

Verfahren des Eintragungsausschusses 

(1) Der Eintragungsausschuß entscheidet in 
öffentlicher Sitzung. 

(2) Bei den Abstimmungen im Ausschuß 
entscheidet Stimmenmehrheit. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

(3) Über die Sitzung des Eintragungsaus- 
schusses wird eine Niedersdirift angefertigt. 

§ 14 

Auslegung der Eintragungslisten 

(1) Die Gemeindebehörde legt während der 
Eintragungsfrist die Eintragungslisten nach 
dem vom Bundesminister des Innern bekannt- 
gegebenen Muster In amtsüberwachten Stellen 
der Gemeinde Öffentlich aus. Die Eintragungs- 
stellen sind vor Beginn der Eintragungsfrist 
öffentlich bekanntzumachen. 

(2) In dem Gebäude, in dem die Eintra- 
gungslisten ausliegen, ist es verboten, die Ein- 
tragenden durch Wo t, Ton, Schrift oder Bild 
zu beeinflussen. 

(3) DieEintragvngsberechtigtcn,die sich für 
das Volksbegehren erklären wollen, haben 
sich persönlidh und eigenhändig einzutragen. 
Erklärt ein Eintragungsberechtigter, daß er 
nicht schreiben kann, so wird seine Unter- 
schrift durch die Feststellung seiner Erklä- 
rung ersetzt. 

S 15 

Inhalt der Eintragung 

Die Eintragung muß enthalten 

1. Vor- und Zunamen, bei verheirateten oder 

verheiratet gewesenen Frauen auch den Ge- 
burtsnamen, 

2. Geburtstag und Geburtsort, 

3. Wohnort und Wohnung. 
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ZWEITER ABSCHNITT 


§ 16 

Feststellung und Prüfung des 
Eintragungsergebnisses 

(1) Nach Ablauf der Eintragungsfrist be- 
stätigen die Gemeindebehörden auf den Ein- 
tragungslisten, daß die Eingetragenen am Tage 
der Eintragung eintragungsberechtigt und in 
das Wählerverzeichnis der Gemeinde einge- 
tragen waren oder Eintragungsscheine über- 
geben haben. 

(2) Der Eintragungsausschuß stellt fest, wie 
viele Eintragungsberechtigte sich gültig einge- 
tragen haben und ob danach das Volksbegeh- 
ren zustande gekommen ist. 

(3) Für die Prüfung des Eintragungsergeb- 
nisses und die Entscheidung über die Gültig- 
keit des Volksbegehrens sind die Vorschrif- 
ten des Wahlprüfungsgcsetzes vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 166) entsprechend 
anzuwenden. 

§ 17 

Ungültige Eintragungen 
Ungültig sind Eintragungen, die 

1. unleserlich oder unvollständig sind, 

2. die Person des Eingetragenen nicht zwei- 
felsfrei erkennen lassen, 

3. von nicht eintragungsberechtigten Per o- 
nen herrühren, 

4. nicht rechtzeitig vollzogen worden sind, 

5. einen Zusatz oder einen Vorbehalt ent- 
halten. 

§ 18 

Errechnungsgrundlage 

Bel Errechnung der Gesamtzahl der wahl- 
berechtigten Bevölkerung nach Artikel 29 
Abs, 2 des Grundgesetzes ist die bei der letz- 
ten Wahl zum Landtag amtlich ermittelte 
Zahl der Wahlberechtigten des Gebietsteiles 
maßgebend. 

§ 19 

Veröffentlichung des Eintragungsergebnisses 

Der Landeseintragungsleiter übermittelt 
dem Bundesminister des Innern das Ergebnis 
der Eintragung in dem gesamten Gebietsteil, 
für den das Eintragungsverfahren durchge- 
führt worden ist. Der Bundesminister des 
Innern veröffentlicht das Ergebnis im Bun- 
desanzeiger. 


Volksentscheid 

§ 20 

Gegenstand des Volksentscheides 
Gegenstand des Volksentscheides Ist 
l.in den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 
Satz 1 und 2 des Grundgesetzes der Teil 
des Gesetzes über die Neugliederung des 
Bundesgebietes, der das Abstammungsge- 
biet betrifft, 

2. im Falle des Artikels 29 Abs. 4 Satz 2 
des Grundgesetzes das ganze Gesetz, es sei 
denn, daß das Gesetz nur in Gebietsteilen 
abgelehnt worden ist, die in keinem räum- 
lichen Zusammenhang mit anderen von 
dem Gesetz betroffenen Gebietsteilen ste- 
hen. In diesem Falle ist nur der abgelehnte 
Teil des Gesetzes Gegenstand des Volks- 
entscheides. 

§ 21 

Bestimmung des Abstimmungstages 

(1) Der Bundesminister des Innern be- 
stimmt den Abstimmungstag und gibt den 
Gegenstand des Volksentscheides, das Abstim- 
mungsgebiet und den Abstimmungstag im 
Bundesanzeiger bekannt. 

(2) Die Landesregierungen sorgen für die 
Unterrichtung der zur Beteiligung am Volks- 
entscheid aufgerufenen Bevölkerung durch 
öffentliche Bekanntmachung des Gegenstan- 
des des Volksentscheides, des Abstimmungs- 
gebietes und des Abstimmungstages. 

§ 22 

Stimmrecht 

(1) Stimmberechtigt ist, wer am Abstim- 
mungstage seinen Wohnsitz oder, wenn er 
keinen Wohnsitz hat, seinen dauernden Auf- 
enthalt im Abstimmungsgebiet hat und nach 
den landesgesetzlichen Vorschriften zum 
Landtag wahlberechtigt ist, es sei denn, daß 
er nach diesen Vorschriften in der Ausübung 
des Wahlrechts behindert Ist oder daß sein 
Wahlrecht ruht. 

(2) Jeder Stimmberechtigte hat eine 
Stimme. 

§ 23 

Ausübung des Stimmrechts 
(1) Abstimmen kann nur, wer in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen 
Stimmschein hat. 
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(2) Der Stimmberechtigte kann nur an 
einem Orte und nur in dem Stimmbezirk ab- 
stimmen, in dessen Wählerverzeichnis er ein- 
getragen ist. Wer einen Stimmschein hat, 
kann In einem beliebigen Stimmbezirk des 
Abstimmungsgebietes abstimmen. 

(3) Der Stimmberechtigte kann sein Stimm- 
recht nur persönlich ausüben. 

§ 24 ' 

Abstimmungsorgane 

(1) Abstimmungsorgane sind 

1. bei einem Volksentscheid nach Artikel 29 
Abs. 3 Satz 1 oder 2 des Grundgesetzes 
ein Landesabstimmungsleiter und ein Lan- 
desabstimmungsausschuß für jedes Abstim- 
mungsgebiet und, wenn das Abstimmungs- 
gebiet mehr als einen Landkreis oder mehr 
als eine kreisfreie Stadt umfaßt, ein Kreis- 
abstimmungsleiter für jeden Kreis; 

2. bei einem Volksentscheid nach Artikel 29 
Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes 

der Bundesabstimmungsleiter und ein Bun- 
desabstimmungsausschuß für das Bundes- 
gebiet, 

ein Kreisabstimmungsleiter für jeden 
Stimmkreis; die Bundestagswahlkreise gel- 
ten als Stimmkreise; 

3. In beiden Fällen ein Abstimmungsvorsteher 
und ein Abstimmungsvorstand für jeden 
Stimmbezirk. 

(2) Bei der Berufung der Beisitzer der Aus- 
schüsse und der Abstimmungsvorstände sollen 
die im jeweiligen Bezirk vertretenen Parteien 
und die Vereinigungen, die einen Antrag auf 
Zulassung eines Volksbegehrens nach diesem 
Gesetz gestellt haben, berücksichtigt werden. 

§ 25 

Anwendung von Vorschriften 
des Bundeswahlgesetzes 

(1) Die Vorschriften des Wahlgesetzes zum 
zweiten Bundestag und zur Bundesversamm- 
lung vom 8. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 470) über 

1. die Einteilung der Wahlbezirke sowie die 
Bekanntmachung der Wahlbezirke und 
Wahlräume (§ 11), 

2. die Führung und Auslegung sowie den Ab- 
schluß und die Berichtigung der Wähler- 
verzeichnisse und das Verfahren bei Ein- 
sprüchen (§§ 13 bis 15), 


3. die Erteilung von Wahlscheinen und das 
Verfahren bei Einsprüchen gegen die Ver- 
sagung (§§ 16 und 17), 

4. die Ernennung der Wahlleiter und Wahl- 
vorsteher sowie die Bildung und das 
Verfahren der Wahlausschüsse und Wahl- 
vorstände (§§ 18 bis 23), 

5. die Berufung In ein Wahlehrenamt (§ 24), 

6. Wahlschutzvorrichtungen und Wahlurnen 
(§ 40 Abs. 1) 

sind entsprechend anzuwenden. Die Be- 
zeichnungen „Wahlbezirke“, „Wahlräume“, 
„Wahlberechtigte“, „Wahlrecht“, „Wahllei- 
ter“, „Wahlausschuß“, „Wahlvorsteher“, 
„Wahlvorstände“ und „Wahlurnen“ werden 
durch die Bezeichnungen „Stimmbezirke“, 
„Abstimmungsräume“, „Stimmberechtigte“, 
„Stimmrecht“, „Abstimmungsleiter“, „Ab- 
stimmungsausschuß“, „Abstimmungsvorste- 
her“, „Abstimmungsvorstand“ und „Stimm- 
urnen“ ersetzt. 

(2) Soweit nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 ein 
Kreisabstimmungsleiter nicht berufen wird, 
ist die Beschwerde im Einspruchsverfahren 
gegen das Wählerverzeichnis und gegen die 
Versagung des Stimmscheines bei der zustän- 
digen Aufsichtsbehörde einzulegen. Für die 
Bildung des Bundesabstimmungsausschusses 
gelten die Vorschriften über die Bildung der 
Landeswahlausschüsse entsprechend. 

§ 26 

Abstimmungshandlung 

(1) Die Abstimmung ist geheim. 

(2) Die Abstimmungshandlung und die 
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses sind 
öffentlich. Der Abstimmungsvorstand kann 
Personen, die die Ordnung und Ruhe stören, 
aus dem Abstimmungsraum verweisen. 

(3) In dem Gebäude, in dem sich der Ab- 
stimmungsraum befindet, ist es verboten, die 
Abstimmenden durch Wort, Ton, Schrift 
oder Bild zu beeinflussen. 

S 27 

Abstimmungstag und Abstimmungszeit 

(1) Die Abstimmung findet an einem 
Sonntage oder einem gesetzlichen Feiertage 
statt. 

(2) Die Abstimmung dauert von 8 bis 
18 Uhr. § 37 Abs. 3 Satz 2 des Wahlgesetzes 
zum zweiten Bundestag und zur Bundesver- 
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Sammlung vom 8. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbL I S. 470) über eine andere Fest- 
setzung der Wahlzeit für besondere Verhält- 
nisse gilt entsprediend. 


§ 28 

Stimmabgabe 

(1) Abgestimmt wird mit amtlichen Stimm- 
zetteln in amtlichen Umschlägen. Das Muster 
des Stimmzettels wird vom Bundesminister 
des Innern bestimmt. 

(2) Der Abstimmende gibt seine Stimme in 
der Weise ab, daß er durch ein auf den 
Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, ob er die 
gestellte Frage mit „ja‘‘ oder „nein“ beant- 
worten will. 

(3) Ein Stimmberechtigter, der des Schrei- 
bens unkundig oder durch körperliche Ge- 
brechen behindert ist, den Stimmzettel zu 
kennzeichnen oder in den Umschlag zu legen 
und ihn dem Abstimmungsvorsteher zu 
übergeben, kann sich der Hilfe einer Ver- 
trauensperson bedienen. 


§ 29 

Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
im Stimmbezirk 

Nach Beendigung der Abstimmungshand- 
lung stellt der Abstimmungsvorstand das 
Abstimmungsergebnis im Stimmbezirk fest. 


§ 30 

Ungültige Stimmen 

(1) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. die nicht in einem amtlichen Umschlag ab- 
gegeben worden sind, 

2. die als nicht amtlich erkennbar sind, 

3. die keine Eintragung enthalten, 

4. aus deren Inhalt der Wille des Abstimmen- 
den nicht zweifelsfrei zu erkennen ist, 

5. die einen Zusatz oder einen Vorbehalt ent- 
halten. 

(2) Mehrere in einem Umschlag enthaltene 
Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, 
wenn sie gleidi lauten oder nur einer von 
ihnen gekennzeichnet ist; sonst zählen sie 
als ungültiger Stimmzettel. Leere Umschläge 
gelten als ungültige Stimmen. 


§ 31 

Entscheidung des Abstimmungsvorstandes 

Der Abstimmungsvorstand entscheidet 
über die Gültigkeit der abgegebenen Stim- 
men und über alle sich bei der Abstimmung 
und bei der Ermittlung des Abstimmungs- 
ergebnisses ergebenden Anstände. Der Lan- 
desabstimmungsausschuß und der Bundes- 
abstimmungsausschuß können die Entschei- 
dung nachprüfen. 


§ 32 


Feststellung und Prüfung 
des Abstimmungsergebnisses 


(1) Die Kreisabstimmungsleiter stellen das 
Abstimmungsergebnis für ihren Bezirk zu- 
sammen und übermitteln es dem Landes- 
abstimmungsleiter oder dem Bundesabstim- 
mungsleiter. Wenn das Abstimmungsgebiet 
nicht mehr als einen Landkreis oder eine 
kreisfreie Stadt umfaßt, übermitteln die Ab- 
stimmungsvorsteher das Abstimmungsergeb- 
nis dem Landesabstimmungsleiter. 

(2) Das Gesamtergebnis des Volksent- 
scheids stellt in den Fällen des Artikels 29 
Abs. 3 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes der 
Landesabstimmungsausschuß für das Abstim- 
mungsgebiet, im Falle des Artikels 29 Abs. 4 
Satz 2 des Grundgesetzes der Bundes- 
abstimmungsausschuß für das Bundesgebiet 
fest. 


(3) Für die Prüfung des Abstimmungs- 
ergebnisses und die Entscheidung über die 
Gültigkeit der Abstimmung gilt das Wahl- 
prüfungsgesetz vom 12. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 166) entsprechend. 


§ 33 

Ergebnis der Abstimmung 

(1) Die Mehrheit der gültig abgegebenen 
Stimmen entscheidet. 

(2) Bei Gleichheit der bejahenden und ver- 
neinenden Stimmen gilt die Frage als ver- 
neint. 


§ 34 

Nachabstimmung 

(1) Eine Nachabstimmung findet statt, 
wenn die Abstimmung in einem Stimmkreis 
oder in einem Stimmbezirk nicht durch- 
geführt worden ist. 
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(2) Die Nachabstimmung muß spätestens 
drei Wochen nach dem Tage der ausgefallenen 
Abstimmung stattfinden. Den Tag der Nach- 
abstimmung bestimmt in den Fällen des Ar- 
tikels 29 Abs, 3 Satz 1 und 2 des Grund- 
gesetzes der Landesabstimmungsleiter, im 
Falle des Artikels 29 Abs. 4 Satz 2 des 
Grundgesetzes, wenn die Abstimmung nur in 
einzelnen Stimmbezirken nicht durchgeführt 
worden ist, der Kreisabstimmungsleiter, 
sonst der Bundesabstimmungsleiter. 

(3) Die Nachabstimmung findet auf den- 
selben Grundlagen und nadi denselben Vor- 
schriften wie die ausgefallene Abstimmung 
statt. 


§ 35 


Wiederholung der Abstimmung 

(1) Wird im Prüfungsverfahren die Ab- 
stimmung ganz oder teilweise für ungültig 
erklärt, so Ist sie in dem in der Entscheidung 
bestimmten Umfang zu wiederholen. 

(2) Bei der wiederholten Abstimmung 
wird vorbehaltlich einer anderen Entschei- 
dung Im Prüfungsverfahren, wenn seit der 
Hauptabstimmung noch nicht sechs Monate 
verflossen sind, auf Grund derselben Wähler- 
verzeichnisse abgestimmt wie bei der für un- 
gültig erklärten Abstimmung. 

(3) Die wiederholte Abstimmung muß 
spätestens 60 Tage nach Rechtskraft der Ent- 
scheidung im Prüfungsverfahren stattfinden. 
Den Tag der wiederholten Abstimmung be- 
stimmt in den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 
Satz 1 und 2 des Grundgesetzes der Landes- 
abstimmungsleiter, im Falle des Artikels 29 
Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes der Bun- 
desabstimmungsleiter, im Falle einer wieder- 
holten Abstimmung für das ganze Abstim- 
mungsgebiet der Bundesminister des Innern. 

(4) Auf Grund der wiederholten Abstim- 
mung wird das Abstimmungsergebnis neu 
festgestellt. 


§ 36 

Veröffentlichung 
des Abstimmungsergebnisses 

Der Bundesminister des Innern veröffent- 
licht das Abstimmungsergebnis im Bundes- 
anzeiger. 


DRITTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 


§ 37 

Durchführungsvorschriften 


(1) Für die Durchführung des Volksent- 
scheides (§§ 20 bis 36) gelten die §§ 1 bis 23, 
31 bis 44, 58 bis 72 und 73 Abs. 1 und 3 der 
Bundeswahlordnung vom 15. Juli 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 514) entsprediend. 


(2) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Aus- 
führungsbestimmungen zu erlassen zu den 
Vorschriften in 


§§ 

§§ 

§§ 

§§ 

§ 

§§ 

§§ 


2 bis 7 über das Zulassungsverfahren, 

10, 11 über die Erteilung von Ein- 
tragungsscheinen, 

12, 13 über die Bildung, Beschluß- 
fähigkeit und Verfahren des 
Eintragungsausschusses und die 
Ernennung der Eintragungs- 
leiter, 

14, 15 über das Eintragungsverfahren, 

16 über die Feststellung des Ein- 

tragungsergebnisses, 

29 bis 32 über die Feststellung des Ab- 
stimmungsergebnisses, 

34, 35 über die Durchführung von 
Nachabstimmungen und Wie- 
derholungsabstimmungen. 


§ 38 

Kosten des Eintragungsverfahrens und 
des Volksentscheides 

Die Kosten des Eintragungsverfahrens und 
die Kosten des Volksentscheides trägt der 
Bund. Er erstattet den Ländern, zugleich für 
ihre Gemeinden (Gemeindeverbände), für 
jedes Eintragungsverfahren und für jede Ab- 
stimmung einen festen nach der Zahl der 
Eintragungs- oder Abstimmungsberechtigten 
bemessenen Betrag, der vom Bundesminister 
des Innern mit Zustimmung des Bundesrates 
festgesetzt wird. 


§ 39 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Art. 29 GG erteilt dem Bundesgesetzgeber 
den Auftrag, das Bundesgebiet unter Berück- 
sichtigung bestimmter Gesichtspunkte neu 
zu gliedern. Nach dem ausdrücklichen Willen 
des Grundgesetzgebers soll dabei auch der be- 
troffenen Bevölkerung Gelegenheit gegeben 
werden, ihre Wünsche hinsichtlich der Lan- 
deszugehörigkeit ihres Gebietsteils kund zu 
tun. Die in den Absätzen 2 bis 4 des Art. 29 
GG niedergelegten Bestimmungen über das 
bei der Neugliederung anzuwendende Ver- 
fahren sehen demgemäß vor, daß unter be- 
stimmten Voraussetzungen Volksbegehren 
und nach Annahme eines Gesetzes über die 
Neugliederung des Bundesgebietes Volks- 
entscheide durchzuführen sind. 

Art. 29 Abs. 2 GG eröffnet der Bevölkerung 
derjenigen Gebietsteile, die bei der Neu- 
bildung der Länder nach dem 8. Mai 1945 
ohne Volksabstimmung ihre Landeszuge- 
hörigkeit geändert haben, die Möglichkeit, 
binnen eines Jahres durch Volksbegehren 
eine bestimmte Änderung der über die Lan- 
deszugehörigkeit getroffenen Entscheidung 
zu fordern. Es handelt sich um ein Volks- 
begehren besonderer Art, da es — von der 
bindenden Vorschrift, daß bei Zustandekom- 
men des Volksbegehrens die Bundesregierung 
in den Gesetzentwurf über die Neugliederung 
eine Bestimmung über die Landeszugehörig- 
keit des Gebietsteils aufzunehmen hat, abge- 
sehen — nur informatorische Bedeutung hat. 
Im weiteren Verlauf des Neugliederungsver- 
fahrens ist, unabhängig davon, ob ein Volks- 
begehren nach Art. 29 Abs. 2 GG zustande 
kommt, in jedem Gebiet, dessen Landeszuge- 
hörigkeit geändert werden soll, der Teil des 
Gesetzes über die Neugliederung des Bundes- 
gebietes, der dieses Gebiet betrifft, nach 
seiner Annahme zum Volksentscheid zu 
bringen (Art. 29 Abs. 3 Satz 1 GG). Ist ein 
Volksbegehren nach Art. 29 Abs. 2 GG zu- 
stande gekommen, so ist in jedem Falle, also 
auch dann, wenn das Neugliederungsgesetz 
für das betreffende Gebiet keine Änderung 
der Landeszugehörigkeit bestimmt, in dem 
Gebiet ein Volksentscheid durchzuführen 
(Art. 29 Abs. 3 Satz 2 GG). Wird bei einem 
solchen Volksentscheid das Neugliederungs- 
gesetz in mindestens einem Gebietsteil ab- 
gelehnt, so ist es erneut beim Bundestag ein- 
zubringen und bedarf nach erneuter Verab- 


schiedung insoweit der Annahme durch 
Volksentscheid im gesamten Bundesgebiet. 

Die nähere Regelung des Verfahrens für die 
danach vorgesehenen Volksbegehren und 
Volksentscheide, die Art. 29 Abs. 6 GG 
einem Bundesgesetz zuweist, ist Gegenstand 
dieses Entwurfs. Da das Grundgesetz im 
Gegensatz zur Weimarer Verfassung und 
der Mehrzahl der Landesverfassungen Volks- 
begehren und Volksentscheide nur im Zu- 
sammenhang mit der Neugliederung des 
Bundesgebietes vorsieht und deshalb auch 
kein dem Reichsgesetz über den Volks- 
entscheid vom 27. Juni 1921 (RGBl. S. 790) 
entsprechendes Bundesgesetz besteht, das all- 
gemein das Verfahren bei Volksbegehren und 
Volksentscheid regelt, kann sich der Entwurf 
nicht wie das Reichsgesetz zur Ausführung 
des Art. 18 WRV vom 8. Juli 1922 (RGBl. I 
S. 545) auf die Regelung einiger Besonder- 
heiten beschränken, sondern muß eine um- 
fassende Verfahrensregelung enthalten. Da- 
bei wird versucht, die Verfahrensbestimmun- 
gen soweit wie möglich den Vorschriften des 
Bundeswahlgesetzes anzupassen, zum Teil 
werden die Vorschriften des Bundeswahl- 
gesetzes für unmittelbar anwendbar erklärt. 
Aus gesetzestechnischen Gründen schien es 
zweckmäßig, in dem gleichen Gesetz die für 
die Durchführung eines Volksbegehrens not- 
wendigen Verfahrensvorschriften mit den- 
jenigen Verfahrensvorschriften zu verbin- 
den, die zu einem späteren Zeitpunkt für die 
nach Annahme eines Neugliederungsgesetzes 
durchzuführenden Volksentscheide erforder- 
lich sind. 

Die Bestimmungen des Entwurfs finden 
keine Anwendung auf Volksbegehren und 
Volksentscheide, die vielleicht in einem Ge- 
setz über das Verfahren bei sonstigen Ände- 
rungen des Gebietsbestandes der Länder ge- 
mäß Art. 29 Abs. 7 GG vorgesehen werden. 
Die Regelung des Verfahrens bei derartigen 
Gebietsänderungen muß in ihrem vollen 
LFmfang dem nach Art. 29 Abs. 7 GG mit 
qualifizierter Mehrheit zu erlassenden Gesetz 
Vorbehalten werden. 

Die Bundesregierung hatte den Entwurf 
eines Gesetzes über Volksbegehren und 
Volksentscheid bei Neugliederung des Bun- 
desgebietes dem Bundestag bereits im Fe- 
bruar 1950 zugeleitet. Der Gesetzentwurf 
wurde in der ersten Wahlperiode nicht mehr 
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abschließend behandelt, weil der Vorbehalt 
im Genehmigungsschreiben der Militär- 
gouverneure zum Grundgesetz vom 12. Mai 
1949 (Ziff. 5) zu Art. 29 GG der Durch- 
führung sämtlicher Neugliederungsmaßnah- 
men einschließlich der Volksbegehren nach 
Art. 29 Abs. 2 GG entgegenstand. Mit dem 
Inkrafttreten des Pariser Vertragswerks, 
durch das die Bundesrepublik volle Macht 
über ihre inneren und äußeren Angelegen- 
heiten erlangt, wird jedoch, da dieses Ver- 
tragswerk keinen Vorbehalt zu Art. 29 GG 
enthält, der Weg für die Durchführung der 
Volksbegehren gemäß Art. 29 Abs. 2 GG 
und die Inangriffnahme der Neugliederung 
überhaupt frei werden. 

Der Wegfall des alliierten Vorbehalts wird 
zur Folge haben, daß damit die in Art. 29 
Abs. 2 GG festgesetzte Jahresfrist für die 
Durchführung der Volksbegehren, deren An- 
laufen durch den alliierten Vorbehalt ge- 
hemmt war, zu laufen beginnt. Um der be- 
troffenen Bevölkerung die Möglichkeit zu 
geben, diese Frist voll auszunutzen, wird es 
notwendig sein, daß das Gesetz alsbald nach 
Wegfall des alliierten Vorbehalts in Kraft 
tritt. 

Besonderer Teil 
Zu Abschnitt I 

Der Entwurf hält an der herkömmlichen 
Teilung des Verfahrens in ein Zulassungsver- 
fahren und ein Eintragungsverfahren, das 
eigentlidte Volksbegehren, fest. Das Vorver- 
fahren dient der Feststellung, ob eine ge- 
nügende Anzahl von Wahlberechtigten den 
Antrag auf Durchführung eines Volksbegeh- 
rens unterstützt, und bezweckt die Ver- 
meidung offenbar aussichtsloser Volksbegeh- 
ren. Gleichzeitig ermöglicht das Zulassungs- 
verfahren eine Prüfung, ob die verfassungs- 
mäßigen Voraussetzungen für ein Volks- 
begehren gegeben sind. 

Zu § 1 

Die Voraussetzungen, bei deren Vorliegen 
auf Antrag Volksbegehren durchzuführen 
sind, sind bereits im Grundgesetz (Art. 29 
Abs. 2 Satz 1) festgelegt. Absatz 1 beschränkt 
sich daher insoweit auf die Wiedergabe des 
Wortlauts des Grundgesetzes. Von einer 
näheren Erläuterung des auch im Grund- 
gesetz nicht klar umrissenen Begriffs „Ge- 
bietsteil“ sieht der Entwurf, um dem Vor- 
wurf der authentischen Interpretation des 


Grundgesetzes zu entgehen, bewußt ab. Ins- 
besondere muß die Frage, wann durch Ab- 
tretungen von Gebietsteilen die Identität des 
auf diese Weise verkleinerten Gebietskörpers 
mit dem Gebiet vor der Abtrennung ver- 
lorengegangen ist, wann also in solchen Fäl- 
len überhaupt von einer Änderung der Lan- 
deszugehörigkeit gesprochen werden kann, 
der Klärung durdi die Rechtswissenschaft 
und letztlich der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts überlassen werden. Das 
gleiche gilt für die umstrittene Frage, ob in 
den ehemals preußischen Gebietsteilen ein 
Volksbegehren nur dann zulässig ist, wenn 
von einer ehemaligen Provinz bei deren Um- 
bildung zu einem Land Teile abgetrennt und 
in ein anderes Land einbezogen worden sind, 
d, h. ob hier allein die Änderung in der frü- 
heren Provinzzugehörigkeit für die Zulässig- 
keit eines Volksbegehrens entscheidend sein 
kann oder ob es nidit auch hier allein auf die 
Änderung der Zugehörigkeit zum Lande 
Preußen ankommt. — Von den Vertretern 
der ersteren Auffassung wird zur Begrün- 
dung ihres Standpunktes angeführt, daß die 
Auflösung Preußens in seine einzelnen Pro- 
vinzen de facto den durch die Besatzungs- 
mächte vorgenommenen Gebietsänderungen 
vorangegangen sei und daß daher diese Pro- 
vinzen Zu behandeln seien, als ob sie Länder 
gewesen wären, während die Gegenseite den 
Standpunkt vertritt, daß Preußen seine Auf- 
lösung de facto erst durch die Neubildung 
der Länder nach dem 8. Mai 1945 gefunden 
habe, daß die De-jure- Auflösung zeitlich noch 
später liege und daß daher alle in der Bundes- 
republik gelegenen Landesteile Preußens zu 
den Gebietsteilen gehörten, die nach dem 
8. Mai 1945 ohne Abstimmung ihre Landes- 
zugehörigkeit geändert haben. 

Bei der Neubildung der Länder nach dem 
8. Mai 1945 sind die früheren Länder teils 
mit ihrem gesamten Gebiet in einem der 
neuen Bundesländer aufgegangen (z. B. 
Oldenburg, Braunschwelg und Schaumburg- 
Lippe), teils ist ihr Gebiet mehreren der neu 
gebildeten Bundesländer zugeteilt worden. 
In den bisherigen Erörterungen ist nicht un- 
streitig geblieben, ob unter „Gebietsteilen“ 
in Art. 29 Abs. 2 GG Teile des Gebiets der 
früheren Länder oder solche der neuen Bun- 
desländer zu verstehen sind. Nach der erste- 
ren Auffassung würden alle Teile eines frü- 
heren Landes, die ihre Landeszugehörigkeit 
geändert haben, zusammen einen Gebietsteil 
bilden, ohne Rücksicht darauf, welchem Bun- 
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desland die einzelnen Teile nunmehr einge- 
gliedert sind. Der Entwurf geht dagegen von 
der letzteren Auffassung aus und bestimmt 
daher in § 1 Abs. 2 ausdrücklich, daß jeweils 
die Teile eines früheren Landes einen Ge- 
bietsteil im Sinne des Art. 29 Abs. 2 GG bil- 
den, die dem gleichen Bundeslande eingeglie- 
dert sind. 

Die Bestimmung, daß bei ehemals preu- 
ßischen Landesteilen jeweils die dem gleichen 
Lande eingegliederten Teile einer früheren 
Provinz einen „Gebietsteil“ bilden, beruht 
auf der Erwägung, daß die früher preu- 
ßischen, jetzt in einem anderen Lande auf- 
gegangenen Landesteile zu große Verschie- 
denheiten aufweisen, als daß bei gemeinsamer 
Abstimmung eine gesunde Entscheidung ge- 
währleistet wäre. Die nach Art. 29 Abs. 1 GG 
zu berücksichtigenden Gesiditspunkte „lands- 
mannschaftliche Verbundenheit“, „geschicht- 
liche und kulturelle Zusammenhänge“, „wirt- 
schaftliche Zweckmäßigkeit“ und „soziales 
Gefüge“ können für das ehemalige Preußen 
weniger auf der Landes-, sondern besser auf 
der Provinzebene bestimmt werden. Damit 
soll keineswegs zu der umstrittenen Frage 
Stellung genommen werden, ob eine Ände- 
rung der Landeszugehörigkeit im Sinne des 
Art. 29 Abs. 2 GG bei ehemals preußischen 
Gebietsteilen nur dann anzunehmen ist, 
wenn eine Änderung in der Provinzzuge- 
hörigkeit eingetreten ist, Äuch wenn man 
den Standpunkt vertritt, daß bei ehemals 
preußischen Gebietsteilen allein auf die 
Änderung der Zugehörigkeit zu dem Lande 
Preußen abzustellen ist, wird man eine 
Unterteilung nach der früheren Provinzzuge- 
hörigkeit, wie sie in Absatz 2 vorgesehen ist, 
für zulässig halten dürfen. 

Zu § 2 

Die in Absatz 1 vorgesehene Frist ist not- 
wendig, da für die nach Einreichung des An- 
trages zu treffenden Maßnahmen (Prüfung, 
Bekanntmachung usw.) sowie für die Durch- 
führung der Volksbegehren selbst, die inner- 
halb der ln Art. 29 Abs. 2 bestimmten Jah- 
resfrist abgeschlossen sein müssen, ein ge- 
nügender Zeitraum zur Verfügung stehen 
muß. Dabei ist insbesondere zu berücksichti- 
gen, daß die Eintragungsfrist frühestens 
14 Tage nach Veröffentlidiung des zugelasse- 
nen Antrages im Bundesanzeiger beginnt und 
mindestens 14 Tage beträgt. 

Die geforderte Anzahl von Unterschriften 
soll die Ernsthaftigkeit der Anträge gewähr- 


leisten und von unbedeutenden Splittergrup- 
pen gestellte Anträge, die keinerlei Aussicht 
haben, bei einem Volksbegehren die notwen- 
dige Unterstützung zu finden, von vorn- 
herein ausschalten. § 27 des Reichsgesetzes 
über den Volksentscheid vom 27. Juni 1921 
verlangte für die Zulassung eines Volks- 
begehrens die gleiche Anzahl von Unter- 
schriften. Um bei kleineren Gebietsteilen die 
Einbringung eines Volksbegehrens nicht un- 
nötig zu erschweren, hat der Entwurf inso- 
fern eine Erleichterung vorgesehen, als 
hiernach die Unterschriften von 2 v. H. 
der wahlberechtigten Einwohner des Ge- 
bietsteils für die Antragstellung genügen. Das 
Antragsrecht ist integrierender Bestandteil 
des materiellen Stimmrechts. Die Unter- 
schriften müssen daher persönlich (keine 
Stellvertretung) und handschriftlich (z. B. 
kein Faksimile) geleistet sein. 

Die Regelung der Unterschriftsberechtigung 
in Absatz 2 ist durch das Grundgesetz 
bereits weitgehend fcstgelegt. Für die Stel- 
lung des Antrages muß das gleiche gelten wie 
für das Volksbegehren selbst, an dem jeder 
zu der Vertretungskörperschaft des Landes 
Wahlberechtigte teilnehmen darf. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Erleichterung in 
der Beibringung von Unterschriften ent- 
spricht der Regelung in § 27 Abs, 2 des 
Reichsgesetzes über den Volksentscheid und 
den einschlägigen Vorsdiriften der Länder. 
Auch auf diese Weise erscheint gesichert, daß 
keine Anträge auf Durchführung aussichts- 
loser Volksbegehren gestellt werden können. 
Gegenüber dem Reichsgesetz über den 
Volksentscheid ist jedoch mit Rücksicht auf 
die kleineren Gebietsteile, in denen Volks- 
begehren durchgeführt werden können, die 
erforderliche Zahl der das Volksbegehren 
unterstützenden Mitglieder erheblich herab- 
gesetzt worden. 

Zu § 3 

Durch ein Volksbegehren kann nur eine be- 
stimmte Änderung der über die Landes- 
zugehörigkeit getroffenen Entscheidung ge- 
fordert werden. Der Antrag muß also z. B. 
auf den Anschluß an ein anderes Land oder 
die Rückgliederung in das alte Kernland oder 
die Verselbständigung oder den Zusammen- 
schluß mit anderen Ländern gerichtet sein. 
Die genaue Bezeichnung des Gebietsteiles, 
dessen Landeszugehörigkeit geändert werden 
soll, und der für dieses Gebiet begehrten 
Landeszugehörigkeit ist unerläßlich für die 
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Prüfung, ob es sidi um ein nach Art. 29 
Abs. 2 GG zulässiges Volksbegehren handelt. 
Je nach dem Umfang des Gebietsteils kann 
auch die Bezeichnung einzelner Gemeinden 
oder Gemeindeteile notwendig sein. Sie soll 
außerdem jeden Irrtum der zur Teilnahme an 
dem Volksbegehren Aufgerufenen über das 
mit dem Antrag verfolgte Ziel ausschließen. 
Durch das Verbot weiterer Zusätze soll jede 
Beeinflussung der Eintragungsberechtigten — 
der Antrag ist nach Zulassung im Bundes- 
anzeiger zu veröffentlichen und in den Kopf 
der Eintragungslisten aufzunehmen — ver- 
hindert werden. 

Zu § 4 

Die Benennung eines Vertrauensmannes soll 
den Verkehr zwischen dem zur Entscheidung 
über den Antrag berufenen Bundesminister 
des Innern und ggfs, dem Bundesverfassungs- 
gericht und den Trägern des Antrags erleich- 
tern. Die Vorschrift entspricht im übrigen 
dem § 28 BWG. 

Durch die Bestimmungen des Absatzes 3 soll 
ein Gegengewicht gegen die sehr weitgehen- 
den Befugnisse des Vertrauensmannes und 
seines Stellvertreters geschaffen und ein Miß- 
brauch des Vertretungsrechts verhindert 
werden. 

Zu § 5 

Die Entscheidung über den Antrag wird dem 
Bundesminister des Innern übertragen und 
dessen Entscheidungsbefugnis dahin abge- 
grenzt, daß er dem Antrag stattgeben muß, 
wenn die in dem Entwurf niedergelegten 
Voraussetzungen für die Durdiführung eines 
Volksbegehrens gegeben sind. Die Prüfung 
hat sich sowohl auf die in den §§ 2 und 3 
enthaltenen formellen Voraussetzungen als 
auch auf die Erfordernisse materieller Art 
(Art. 29 Abs. 2 GG in Verbindung mit § 1 
des Entwurfs) zu erstrecken. Den Antrag- 
stellern soll zunächst Gelegenheit gegeben 
werden, Mängel des Antrags zu beseitigen, 
bevor dieser endgültig abgelehnt wird. Feh- 
lende Unterschriften können nach Ablauf 
der Antragsfrist nicht mehr nachgebracht 
werden, wohl aber können andere Form- 
mängel noch behoben werden. Die Regelung 
entspricht § 31 BWG. Ist der Zulassungs- 
antrag nicht zu beanstanden, so muß der 
Bundesminister des Innern ihm stattgeben 
und die weiteren Maßnahmen für die Durch- 
führung des Volksbegehrens veranlassen. 


Die Entscheidung über den Antrag ist, da sie 
ohne mündliche Verhandlung ergeht und mit 
ihrer Bekanntgabe die Beschwerdefrist in 
Lauf gesetzt wird, zur Vermeidung von 
Zweifeln über den Fristbeginn nach den Vor- 
schriften des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 3. Juli 1952 (BGBl. I S. 379) zuzustellen. 
Die Frist von einem Monat für die Einlegung 
der Beschwerde erscheint erforderlich und 
ausreichend für die Entschließung der abge- 
wiesenen Antragsteller, ob sie von dem 
Rechtsmittel der Beschwerde Gebrauch 
machen wollen oder nicht, und für die Vor- 
bereitung der Beschwerdefrist. Angesichts 
der Bedeutung der hier zu treffenden Ent- 
scheidungen und mit Rücksicht darauf, daß 
Gegenstand des Verfahrens im wesentlichen 
verfassungsrechtliche Fragen, insbesondere 
die Auslegung des Art. 29 Abs. 2 GG und 
die Bestimmung des Begriffs „Gebietsteil“ 
sein werden, erscheint es angezeigt, als Be- 
schwerdeinstanz unmittelbar das Bundesver- 
fassungsgericht einzusetzen. Eine übermäßige 
Belastung des Bundesverfassungsgerichts 
dürfte aus dieser Regelung nicht zu erwarten 
sein, da die Zahl der möglichen Volks- 
begehren beschränkt ist und mit Ablauf der 
Jahresfrist keine neuen Verfahren mehr an 
das Bundesverfassungsgericht herangetragen 
werden können. Die Zuständigkeit des Bun- 
desverfassungsgerichts ergibt sich aus dieser 
Vorschrift in Verbindung mit § 13 Nr. 15 
des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 243). 
Da in § 14 des vorgenannten Gesetzes keine 
Bestimmung über die Zuständigkeit in den 
Fällen des § 13 Nr. 15 getroffen ist, war 
diese Zuständigkeit hier festzulegen. Für die 
Zuweisung der Zuständigkeit an den Zweiten 
Senat war ausschlaggebend, daß hier weniger 
verfahrensrechtliche Fragen Gegenstand der 
Beschwerde sein werden, also nicht unbedingt 
eine Parallele zu § 13 Nr. 3 BVerfGG ge- 
geben ist, die im Hinblick auf § 14 Abs. 1 
BVerfGG für eine Zuweisung an den Ersten 
Senat sprechen würde, sondern materiell- 
rechtliche Fragen, insbesondere die Aus- 
legung des Begriffs „Gebietsteil“. 

Zu § 6 

Die vorgeschriebene Veröffentlichung des 
Zulassungsantrages, der Eintragungsfrist und 
der Eintragungsstunden dient der Unterrich- 
tung aller zur Teilnahme an dem Volks- 
begehren Aufgerufenen über den Gegenstand 
des Volksbegehrens. Ein Zeitraum von 
14 Tagen nach der Veröffentlichung ist für 
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die zur Durchführung des Volksbegehrens 
notwendigen Vorbereitungen (Herstellung 
und Verteilung der Eintragungslisten, Aus- 
stellung von Eintragungsscheinen und dgl.) 
erforderlich. 

Zu § 7 

Nach der Zulassung des Antrags kann keine 
Änderung des Antrags, der die Grundlage 
des Antragsverfahrens bildet, mehr gestattet 
werden, damit jede Irreführung der Beteilig- 
ten über das mit dem Volksbegehren ver- 
folgte Ziel ausgeschlossen wird. Eine Ände- 
rung kann von diesem Zeitpunkt ab auch 
schon deshalb nicht mehr zugelassen werden, 
weil für das weitere Verfahren (Veröffent- 
lichung im Bundesanzeiger, Herstellung der 
Eintragungslisten usw.) klar sein muß, welche 
Fassung des Antrages zugrunde zu legen ist. 
Mit Beginn der Eintragungsfrist soll auch 
eine Zurücknahme des Antrages nicht mehr 
zulässig sein; die weitere Behandlung des 
Antrages hängt ausschließlich davon ab, ob 
sich die erforderliche Anzahl eintragungs- 
berechtigter Personen für das Volksbegehren 
erklärt. 

Die Vorschriften des Absatzes 2 über die Zu- 
rücknahmeerklärung sind den Vorschriften 
des Bundeswahlgesetzes über die Zurück- 
nahme von Wahlvorschlägen, die ein ähn- 
liches Problem regeln, angepaßt. An die Stelle 
der Erklärung des Vertrauensmannes und 
seines Stellvertreters tritt hier angesichts der 
Bedeutung dieses Aktes abweichend von der 
Regelung des Bundeswahlgesetzes die Er- 
klärung der Mehrheit der Unterzeichner. 

Zu § 8 

Das Volksbegehren bedarf der Zustimmung 
eines Zehntels der zu den Landtagen wahl- 
berechtigten Bevölkerung (Art. 29 Abs. 2 
Satz 2 GG), d. h. der Wohnbevölkerung in 
den betreffenden Gebietsteilen. Den versdiie- 
dentlich erhobenen Forderungen, den im Ab- 
stimmungsgebiet gebürtigen, jedoch anders- 
wo lebenden wahlbereditigten Deutschen 
die Teilnahme an den Volksbegehren zu er- 
möglichen, kann angesichts des klaren Wort- 
lauts dieser Bestimmung des Grundgesetzes 
nicht entsprochen werden. Der Entwurf geht 
daher von der Wohnbevölkerung aus. Im 
übrigen richtet sich — eine andere Regelung 
läßt das Grundgesetz nicht zu — die Ein- 
tragungsberechtigung nach den Vorschriften 
der Landeswahlgesetze über das Wahlrecht 
zu den Landtagen. 


Zu § 9 

Als formelle Voraussetzung für die Aus- 
übung der Eintragungsberechtigung wird die 
Eintragung in das für die letzte Wahl zur 
Vertretungskörperschaft des Landes aufge- 
stellte oder laufend geführte Wählerverzeich- 
nis gefordert, um unzulässige Eintragun- 
gen zu verhindern. Da die Teilnahme am 
Volksbegehren sich auf einen wesentlich klei- 
neren Kreis beschränkt als allgemeine Wah- 
len und Abstimmungen — für das Zustande- 
kommen des Volksbegehrens wird nur die 
Zustimmung eines Zehntels der wahlberech- 
tigten Bevölkerung des Gebietsteils gefor- 
dert — soll aus Gründen der Arbeitserspar- 
nis darauf verzichtet werden, das Wählerver- 
zeichnis jeweils vor Beginn der Eintragungs- 
frist erneut auszulegen und abzuschließen. 
Maßgebend für die Beurteilung der Eintra- 
gungsberechtigung Ist grundsätzlich der In- 
halt des für die letzte Wahl zur Vertretungs- 
körperschaft des Landes aufgestellten Wäh- 
lerverzeichnisses. Soweit das Wählerverzeich- 
nis ständig auf dem laufenden gehalten wird, 
soll von dem jeweiligen Inhalt ausgegangen 
werden, ohne daß auch hier ein formeller Ab- 
schluß des Verzeichnisses vorgesehen Ist. 

Nur die Ausübung des Eintragungsrechts, 
nicht das Eintragungsrecht selbst ist durch 
die Eintragung Im Wählerverzeichnis oder 
den Besitz eines Wahlscheins bedingt. Die 
tatsächlich bestehende Eintragungsberechti- 
gung wird dadurch nicht berührt; dement- 
sprechend wirkt die Eintragung in das Wäh- 
lerverzeichnis auch nicht rechtsbegründend. 
Das Eintragungsrecht kann daher trotz Ein- 
tragung im Wählerverzeichnis nicht ausüben, 
wer das Wahlrecht nach dem letzten Ab- 
schluß des Wählerverzeichnisses verloren hat. 
Andererseits sind aber auch diejenigen eintra- 
gungsberechtigt, die nach dem letzten Ab- 
schluß des Wählerverzeichnisses wahlberech- 
tigt geworden sind. Der Entwurf trägt die- 
sem Umstand dadurch Rechnung, daß den 
Eintragungsberechtigten, die nidit in das 
Wählerverzeichnis eingetragen sind, weil sie 
erst nach der letzten Wahl zur Vertretungs- 
körperschaft des Landes wahlberechtigt ge- 
worden sind, Eintragungsscheine auszustellen 
sind (§10 Abs. 2). 

Die In Absatz 2 festgelegte Bindung des 
Eintragungsrechts an einen bestimmten Ort 
ist notwendig, um eine genaue Überwachung 
der Eintragung zu ermöglichen, Insbesondere 
eine mehrfache Eintragung durch ein und 
dieselbe Person zu verhindern. Eine weitere 
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Sicherung gegen mehrfache Eintragungen ist 
in § 107 a StGB gegeben. Ist der Eintragungs- 
berechtigte versehentlich an mehreren Orten 
in das Wählerverzeichnis eingetragen, so darf 
er von seinem Eintragungsrecht trotzdem 
nur einmal Gebrauch machen. Die Vorschrift 
entspricht dem § 4 Abs. 2 BWG. 

Die Eintragungsscheine berechtigen zur Aus- 
übung des Eintragungsrechts nur innerhalb 
des Gebietsteils; außerhalb des Gebietsteils 
eine Ausübung des Eintragungsrechts auf 
Grund eines Eintragungsscheines vorzusehen, 
war schon deshalb unmöglich, weil Eintra- 
gungslisten nur in den Gemeinden des Ge- 
bietsteils aufgelegt werden. 

Zu § 10 

Der Entwurf sieht die Ausstellung von Ein- 
tragungsscheinen in den gleichen Fällen vor, 
in denen nach dem Reichsgesetz über den 
Volksentscheid und dem Bundeswahlgesetz 
die Ausstellung von Stimm- bzw. Wahlschei- 
nen möglich ist. Durch eine Beschränkung 
der Erteilung von Eintragungsscheinen auf 
die unbedingt notwendigen Fälle sollen Miß- 
bräuche unterbunden werden. 

Da das Wählerverzeichnis jedoch, anders als 
bei einer allgemeinen Wahl oder Abstim- 
mung, vor Beginn des Eintragungsverfah- 
rens nicht berichtigt und abgeschlossen wird, 
war außerdem vorzusehen, daß auch die- 
jenigen einen Eintragungsschein erhalten, die 
nach der letzten Wahl zur Vertretungs- 
körperschaft des Landes — aus diesem An- 
laß ist das Wählerverzeichnis letztmals abge- 
schlossen worden — wahlberechtigt gewor- 
den sind. Die gleichen Gründe lassen die Aus- 
stellung eines Eintragungsscheines an die- 
jenigen Personen als geboten erscheinen, 
deren Wahlrecht erst nach dem letzten Ab- 
schluß des Wählerverzeichnisses festgestellt 
worden ist. 

Zu § 11 

Die Gewährung eines Rechtsmittels gegen die 
Versagung eines Eintragungsscheines ent- 
spricht der herkömmlichen Regelung. Die 
Fristen in Absatz 1 und 2 sind kurz be- 
messen, damit das Verfahren noch vor Ab- 
lauf der Eintragungsfrist abgeschlossen wer- 
den kann. Über Einsprüche, die in den letz- 
ten Tagen der Eintragungsfrist eingelegt 
werden, wird allerdings eine Entscheidung 
im Beschwerdeverfahren nicht rechtzeitig ge- 
troffen werden können. Es bleibt in diesen 


Fällen nur die Möglichkeit, die ungerecht- 
fertigte Versagung von Eintragungsscheinen 
als Anfechtungsgrund im Prüfungsverfahren 
geltend zu machen, sofern durch die Ver- 
sagung das Ergebnis beeinträchtigt wor- 
den ist. 

Zu § 12 

Das Schwergewicht der Aufgaben bei der 
Durchführung des Volksbegehrens, nämlich 
die Feststellung des Eintragungsergebnisses 
im Eintragungsgebiet, liegt bei dem Landes- 
eintragungsleiter und dem Eintragungsaus- 
schuß. In größeren Eintragungsgebieten soll 
durch die Einsetzung von Kreiseintragungs- 
leitern, deren Aufgaben im wesentlichen in 
der rein technischen Zusammenfassung des 
Eintragungsergebnisses des jeweiligen Kreises 
und dessen Weiterleitung an den Landes- 
eintragungsleiter liegen werden, die Zusam- 
menstellung des Gesamtergebnisses für das 
ganze Eintragungsgebiet erleichtert werden. 

Die Vorschrift über die Zusammensetzung 
des Eintragungsausschusses entspricht den 
§§ 19 Abs. 2, 12 Abs. 2 BWG. Neben 
den im Eintragungsgebiet vertretenen Par- 
teien sind jedoch audi die Vereinigungen zu 
berücksichtigen, die Träger eines der für das 
Eintragungsgebiet beantragten Volksbegeh- 
rens sind. 

Zu § 13 

Der Entwurf beschränkt sich, ebenso wie 
§ 21 BWG hinsichtlich der Tätigkeit der 
Wahlausschüsse, auf die Festlegung einiger 
Grundsätze für das Verfahren des Eintra- 
gungsausschusses. Die nähere Regelung ist 
der Durchführungsverordnung überlassen. 

Zu § 14 

Die Auslegung der Eintragungslisten ent- 
spricht der herkömmlichen Regelung; auch 
die landesrechtlichen Vorschriften über 
Volksbegehren sehen ein solches Verfahren 
vor. Abweichend von der Regelung in dem 
Reichsgesetz über den Volksentscheid sind 
jedoch nach dem Entwurf die Eintragungs- 
listen den Gemeindehörden nicht von den 
Antragstellern zu übergeben, sondern sie 
werden amtlich geliefert. Da es sich hier um 
die Durchführung im Grundgesetz bereits 
inhaltlich bestimmter Volksbegehren han- 
delt, konnte davon abgesehen werden, den 
Antragstellern zusätzlidie Erschwernisse auf- 
zuerlegen und sie durch die Scheu vor den 
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entstehenden Kosten von der Stellung eines 
Antrags auf Durchführung eines Volksbegeh- 
rens abzuhalten. Soweit die Voraussetzungen 
des Art. 29 Abs. 2 gegeben sind, es sich also 
um die Durchführung von Volksbegehren in 
Gebietsteilen handelt, die nach dem 8. Mai 
1945 ohne Volksabstimmung ihre Landes- 
zugehörigkeit geändert haben, soll die be- 
troffene Bevölkerung von der ihr im Grund- 
gesetz eingeräumten Möglichkeit unein- 
geschränkt Gebrauch machen können. 

Absatz 2 entspricht dem § 39 BWG, der auf 
Grund der Erfahrungen in den vergangenen 
Jahren das Propagandaverbot, das früher nur 
für den Wahlraum bestand, auf das Gesamt- 
gebäude, in dem sich der Wahlraum befindet, 
ausgedehnt hat. Für die Einhaltung des Ver- 
bots hat die Gemeindebehörde, der die Ein- 
richtung der Eintragungsstellen obliegt, zu 
sorgen. 

Das Eintragungsrecht ist ebenso wie das 
Wahlrecht ein höchst persönliches Recht; der 
Entwurf stellt ausdrücklich klar, daß es nicht 
durch Vertreter ausgeübt werden kann. 
Satz 2 des Absatzes 3 entspricht der her- 
kömmlichen Regelung und ist im Hinblick 
auf die mögliche körperliche Behinderung 
oder Schreibunkenntnis von Eintragungs- 
berechtigten erforderlich. 

Zu § 15 

Durch die Forderung bestimmter Angaben 
bei der Eintragung soll sichergestellt werden, 
daß die Person des Unterzeichners einwand- 
frei Identifiziert werden kann. 

Zu § 16 

Der Entwurf beschränkt sich darauf, die 
Aufgaben der Gemeindebehörden und des 
Landesausschusses bei der Feststellung des 
Eintragungsergebnisses festzulegen. Nähere 
Bestimmungen über das bei der Feststellung 
einzuhaltende Verfahren und den Umfang 
der zu treffenden Feststellungen sind der 
Durchführungsverordnung Vorbehalten. Für 
die Prüfung des Eintragungsergebnisses wer- 
den die Vorschriften des Wahlprüfungs- 
gesetzes für anwendbar erklärt. 

Zu § 17 

Die Ungültigkeitsgründe sind aus dem 
Reichsgesetz über den Volksentscheid und 


den entsprechenden Landesgesetzen über- 
nommen. Die Aufzählung ist erschöpfend. 
Maßgebend für diese Bestimmung war der 
Gedanke, daß Eintragungen als gültig aner- 
kannt werden sollen, wenn die Person des 
Unterzeichners einwandfrei erkannt werden 
kann und nicht zwingende Gründe für die 
Ungültigkeit der Eintragung sprechen. Die 
Bestimmung des Reichsgesetzes über den 
Volksentscheid, daß Eintragungen ungültig 
sind, wenn sie nicht in vorschriftsmäßigen 
Eintragungslisten gemacht sind, war hier ent- 
behrlich, cla die Eintragungslisten nicht von 
den Antragstellern zu übergeben sind, son- 
dern amtlich geliefert werden. Es müssen 
Jedoch über die erwähnten früheren Vor- 
schriften hinaus Eintragungen für ungültig 
erklärt werden, die eine Verwahrung oder 
einen Vorbehalt enthalten, da die Eintragung 
ebenso wie eine Wahl oder Abstimmung be- 
dingungsfeindlich Ist und nicht mit einer 
Auflage verbunden werden kann (vgl. § 43 
Abs. 2 Nr. 2 BWG). 

Zu § 18 

Nach Art. 29 Abs. 2 Satz 2 GG Ist das Volks- 
begehren zustande gekommen, wenn ein 
Zehntel der zu den Landtagen wahlberechtig- 
ten Bevölkerung sich für das Volksbegehren 
erklärt hat. Um zu vermeiden, daß anläßlich 
der Durchführung des Volksbegehrens die 
amtliche Zahl der Wahlberechtigten neu fest- 
gestellt werden muß, stellt der Entwurf nicht 
auf diesen Zeitpunkt ab, sondern erklärt die 
bei der letzten Wahl zu der Eintragungs- 
körperschaft des Landes ohnehin amtlich er- 
mittelte Zahl der Wahlberechtigten als maß- 
gebend bei der Errechnung der Gesamtzahl 
der wahlberechtigten Bevölkerung. Ände- 
rungen der Zahl der Wahlberechtigten, die 
in der Zeit zwischen der letzten Landtags- 
wahl und der Durchführung des Volks- 
begehrens eingetreten sind, sollen unberück- 
sichtigt bleiben. 

Zu § 19 

Der Entwurf beschränkt sich auf die Bestim- 
mung, daß das Eintragungsergebnis dem 
Bundesminister des Innern zu übermitteln 
und von diesem zu veröffentlichen ist. 
Nähere Bestimmungen über Umfang und 
Gegenstand der mitzuteilenden Tatsachen 
sind der Durchführungsverordnung Vorbe- 
halten. 
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Zu Abschnitt II 

Da das Abstimmungsverfahren in seiner 
tedmisdien Durchführung dem Wahlverfah- 
ren vielfach vollkommen gleich ist, sieht der 
Entwurf die unmittelbare Anwendung einer 
Reihe von Vorschriften des Bundeswahl- 
gesetzes vor. Nur soweit Abweichungen 
gegenüber dem Wahlverfahren gegeben sind 
oder es zur besseren Verständlichkeit der 
Regelung notwendig war, hat die technische 
Seite des Abstimmungsverfahrens eine be- 
sondere Regelung erfahren. Im übrigen 
schließt sich der Entwurf im wesentlichen der 
Regelung in dem Reichsgesetz über den 
Volksentscheid und den entsprechenden lan- 
desrechtlichen Vorschriften an. 

Zu § 20 

Art. 29 GG sieht in den Absätzen 3 und 4 
für den weiteren Verlauf des Neugliede- 
rungsverfahrens unter bestimmten Voraus- 
setzungen die Durchführung eines Volksent- 
scheides vor. Die möglichen Fälle derartiger 
Volksentscheide ergeben sich unmittelbar aus 
dem Grundgesetz: Nach Art. 29 Abs. 3 Satz 1 
GG ist In Jedem Gebiet, dessen Landes- 
zugehörigkeit geändert werden soll, der Teil 
des Gesetzes, der dieses Gebiet betrifft, zum 
Volksentscheid zu bringen. Darüber hinaus 
ist nach Satz 2 dieser Bestimmung, wenn 
ein Volksbegehren nach Art. 29 Abs. 2 
GG zustande gekommen ist. In dem be- 
treffenden Gebiet auf jeden Fall ein Volks- 
entscheid durchzuführen. Der Entwurf sieht 
daher In § 20 Nr. 1 vor, daß In den genann- 
ten Fällen jeweils der Teil des Gesetzes, der 
das Abstimmungsgebiet betrifft, Gegenstand 
des Volksentscheides ist. Dagegen folgt der 
Entwurf nicht der mehrfach vertretenen 
Auffassung (vgl. z. B. Glum in „Die Bundes- 
länder" S. 195), daß in den Gebietsteilen, in 
denen ein Volksbegehren zustande gekom- 
men ist, auch dann ein Volksentscheid durch- 
geführt werden muß, wenn ein Gesetz über 
die Neugliederung des Bundesgebietes — 
gleich aus welchen Gründen — nicht zu- 
stande kommt. Aus der Bezogenheit des — 
unselbständigen — Satzes 2 auf die Be- 
stimmungen des Art. 29 Abs. 3 Satz 1 GG 
dürfte sich ergeben, daß stets das Zustande- 
kommen eines Gesetzes Voraussetzung für 
die Durchführung eines Volksentscheides ist. 
§ 20 Nr. 1 des Entwurfs sieht demgemäß 
vor, daß nur Teile eines Neugliederungs- 
gesetzes, nicht auch einzelne Fragen zum 
Volksentscheid gestellt werden können. 


Umstritten ist die Frage, ob das Neugliede- 
rungsgesetz, wenn es bei dem nach Art. 29 
Abs. 3 GG durchgeführten Volksentscheid 
In einem Gebietsteil abgelehnt worden ist, 
nach seiner erneuten Verabschiedung durch 
den Bundestag nur hinsichtlich des den Streit- 
punkt enthaltenden Teils der Annahme 
durch Volksentscheid Im gesamten Bundes- 
gebiet bedarf (so Glum a.a.O. und Wernicke 
im Bonner Kommentar, Anmerkung 4 zu 
Artikel 29), oder ob das Gesetz in seiner Ge- 
samtheit dem Volksentscheid unterbreitet 
werden muß (so Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung vom 22. Februar 1950 — BT- 
Drucks. Nr. 599 der 1. Wahlperiode). Die 
erstere Auffassung wird insbesondere aus dem 
Wortlaut des Art. 29 Abs. 4 GG begründet, 
der besagt, daß das erneut verabschiedete Ge- 
setz „insoweit der Annahme durch Volksent- 
scheid im gesamten Bundesgebiet" bedarf. 
Der Entwurf folgt der letzteren Auffassung. 
Er geht dabei von der Erwägung aus, daß 
eine sinnvolle Neugliederung des Bundes- 
gebietes, wenn auch nicht unbedingt uno 
actu, so doch wenigstens nach einer einheit- 
lichen Konzeption erfolgen muß. Würde 
man der ersteren Auffassung folgen, so 
würde die Ablehnung einzelner Teile des 
Gesetzes die Zerreißung der einheitlichen 
Konzeption zur Folge haben und u. U. zu 
unmöglichen Ergebnissen führen. Denkbar 
wäre z. B., daß der in dem Gesetzentwurf 
vorgesehenen Aufteilung der verschiedenen 
Gebietsteile eines Landes auf andere Länder 
nur hinsichtlich eines Gebietsteils nldit zuge- 
stimmt wird. In diesem Falle wäre aus dem 
gesamten Gebietsbestand des ehemaligen 
Landes ein vielleicht nur unbedeutender Ge- 
bietsteil übriggeblieben, der allein gar nicht 
lebensfähig ist und niemals die Funktionen 
eines Landes erfüllen kann. Derartige Ergeb- 
nisse sind nach der im Entwurf vorgesehe- 
nen Regelung unmöglich. Dem Wort „inso- 
weit kann eine derartige Bedeutung nicht 
beigemessen werden, es muß vielmehr auf 
den Sinn der ganzen Bestimmung abgestellt 
werden. 

Eine Ausnahme von dem hier vertretenen 
Grundsatz kann nur da zugelassen werden, 
wo der in einem örtlichen Volksentscheid 
abgelehnte Teil des Neugliederungsgesetzes 
in keinem Zusammenhang mit anderen in 
dem Gesetz geregelten Neugliederungsfragen 
steht, so daß durch seine endgültige Ableh- 
nung die Konzeption der Neugliederung im 
übrigen nicht berührt wird. Der Entwurf 
sieht für diesen Fall eine Abstimmung nur 
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über den abgelehnten Teil des Gesetzes vor. 
Dadurch soll gleichzeitig vermieden werden, 
daß durch die Ablehnung eines — vielleicht 
nur unbedeutenden — Teiles des gesamten 
Neugliederungsvorhabens das gesamte Neu- 
gliederungsgesetz zum Scheitern gebracht 
wird. 


Zu § 21 

Dem Bundesminister des Innern ist die Fest- 
setzung des Abstimmungstages übertragen. 
Die Frage, in welchem Gebiet eine Abstim- 
mung durchzuführen ist, findet ihre Ant- 
wort unmittelbar in den Bestimmungen des 
Grundgesetzes. Bei einem Volksentscheid 
nach § 20 Nr. 1 des Entwurfs ist es das Ge- 
biet, für das das Neugliederungsgesetz eine 
Änderung der Landeszugehörigkeit vorsieht 
(Art. 29 Abs. 3 Satz 1 GG) oder das 
Gebiet, in dem ein Volksbegehren durchge- 
führt und zustande gekommen ist (Art. 29 
Abs. 3 Satz 2 GG). Im Falle des § 20 Nr. 2 
ist es stets das ganze Bundesgebiet. 

Die vorgeschriebene Veröffentlichung dient 
ebenso, wie dies in § 6 des Entwurfs für die 
Volksbegehren vorgesehen ist, der Unter- 
richtung der zur Teilnahme an dem Volks- 
entscheid Berechtigten. 


Zu § 22 

Der Entwurf erkennt das Stimmrecht beim 
Volksentscheid dem gleichen Personenkreis 
zu, der auch zur Teilnahme an den Volks- 
begehren gemäß Art. 29 Abs. 2 GG be- 
reditigt ist (§ 8 des Entwurfs). Auch hier ist 
verschiedentlich die Forderung erhoben wor- 
den, nicht nur die Wohnbevölkerung, son- 
dern auch die im Abstimmungsgebiet gebür- 
tigen, jedoch auswärts wohnenden Personen 
mit einzubeziehen. Das Grundgesetz hat hier 
zwar nicht wie in Art. 29 Abs. 2 GG 
hinsichtlich des Rechts zur Teilnahme am 
Volksbegehren eine ausdrückliche Bestim- 
mung darüber getroffen, wer beim Volks- 
entscheid stimmberechtigt ist; dieses Schwei- 
gen des Grundgesetzes spricht aber keines- 
wegs dafür, daß für den Volksentscheid eine 
abweichende Regelung getroffen werden 
kann, vielmehr hätte es für eine solche un- 
einheitliche Regelung der Stimmberechtigung 
einer dahingehenden ausdrücklichen Bestim- 
mung bedurft (Wernicke im Bonn. Komm., 
Anmerkung 3 zu Artikel 29 mit weiteren 
Zitaten). 


Zu § 23 

Die Ausübung des Stimmrechts wird an die 
gleichen Voraussetzungen gebunden wie die 
Ausübung des Wahlrechts (vgl. § 4 BWG). 
Zweck dieser Bestimmung ist auch hier, un- 
zulässige Stimmabgaben zu verhindern. 

Die Bindung des Stimmrechts an einen be- 
stimmten Ort ist hier aus den gleichen Grün- 
den notwendig wie beim Eintragungsrecht 
(vgl. Begründung zu § 9 des Entwurfs). 

Zu § 24 

Absatz 1 beschränkt sich auf eine Aufzählung 
der zur Vorbereitung und Durchführung der 
Wahl einzusetzenden Abstimmungsorgane; 
für die Bildung und die Zusammensetzung 
der einzelnen Organe gelten die Vorschriften 
des Bundeswahlgesetzes (§ 25 Abs. 1 Nr. 4). 
Neben diesen in Absatz 1 auf gezählten Ab- 
stimmungsorganen üben bei der Durchfüh- 
rung der Abstimmungen noch andere Behör- 
den eine organisatorische und verwaltungs- 
mäßige Hilfstätigkeit, z. B. die Führung und 
Auslegung der Wählerlisten, die Bereitstel- 
lung unci Herrichtung der Abstimmungs- 
räume und dergleichen aus. Die Befugnisse 
der Abstimmungsorgane werden dadurch 
nicht berührt. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 über die Zu- 
sammensetzung der Ausschüsse und Abstim- 
mungsvorstände soll eine Beteiligung der be- 
sonders interessierten Kreise an der Kon- 
trolle des gesamten Abstimmungsverfahrens 
sicherstellen. Gegenüber den allgemeinen 
Wahlen, für die § 12 Abs. 2 BWG eine etwa 
gleiche Regelung vorsieht, treten bei diesem 
Abstimmungsverfahren insbesondere die 
Träger der einzelnen Volksbegehren hervor. 
Daher ist ihnen ebenfalls neben den Parteien 
eine Beteiligung zugesichert. 

Zu § 25 

Der technische Ablauf des Abstimmungsver- 
fahrens gleicht in vielen Einzelheiten dem 
Wahlverfahren. Der Entwurf sieht daher in 
weitem Umfange die unmittelbare Anwen- 
dung der Vorschriften des Bundeswahl- 
gesetzes vor. Damit wird gleichzeitig erreicht, 
daß die Abstimmungsorgane, deren Auf- 
gaben vielfach von den gleichen Personen 
wahrgenommen werden, die auch bei den 
allgemeinen Wahlen diese Tätigkeit ausüben, 
für den gleichen Vorgang nicht verschiedene 
Vorschriften anwenden müssen und dadurch 
unnötig in Verwirrung gebracht werden. 
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Da nach §§ 14 und 17 BWG die Beschwerde 
im Einspruchsverfahren gegen das Wähler- 
verzeichnis und gegen die Versagung eines 
Wahlscheines stets an den Kreiswahlleiter 
einzulegen ist, war hier eine Bestimmung für 
den Fall zu treffen, daß gemäß § 24 Abs, 1 
Nr. 1 ein Kreisabstimmungsleiter nicht be- 
rufen wird. 

Zu § 26 

Die Regelung entspricht den Vorschriften des 
Bundeswahlgesetzes über die Wahlhandlung 
(siehe §§ 38 und 39 BWG). 

Zu § 27 

Der Entwurf weicht hier von der Regelung 
des BWG (§ 37) nur insoweit ab, als der Tag 
der Abstimmung nicht durch den Bundes- 
präsidenten, sondern durch den Bundes- 
minister des Innern bestimmt wird (§ 21 
Abs. 1 des Entwurfs). Diese Abweichung ist 
dadurch bedingt, daß es sich hier, abgesehen 
von dem Falle des § 20 Nr. 2, immer nur um 
Teilgebiete handelt, während die Bundestags- 
wahl stets im ganzen Bundesgebiet durdi- 
geführt wird. 

Zu § 28 

Der Entwurf hält nach dem Vorbild des 
Bundeswahlgesetzes (§ 36) und des Reichs- 
gesetzes über den Volksentscheid (§ 16) am 
amtlichen Stimmzettel fest. Auch der Um- 
schlag soll im Interesse des Wahlgeheimnisses 
und aus technischen Gründen amtlich sein 
(ebenso § 41 Abs. 1 BWG). Das Muster des 
Stimmzettels kann angesichts der Verschie- 
denheit der möglichen Abstimmungen nicht 
im Gesetz oder in der Durchführungsverord- 
nung festgelegt werden, sondern muß für 
jede Abstimmung besonders bestimmt 
werden. 

Die Stimmabgabe erfolgt im Normalfalle da- 
durch, daß der Abstimmende in dem der ge- 
wünschten Antwort zugeordneten Kreis ein 
Kreuz setzt. Es soll aber auch jede andere 
eindeutige Kenntlichmachung seines Willens 
genügen. 

Absatz 3 enthält keine Durdibrechung des 
Grundsatzes, daß es sich bei der Abstimmung 
um ein höchst persönliches Recht handelt. 
Die zur Unterstützung eines des Schreibens 
unkundigen oder durch körperliche Ge- 
brechen behinderten Abstimmungsberechtig- 
ten herangezogene Vertrauensperson ist 
lediglich technisches Fiilfsmittel und darf auf 


die Entscheidung des Abstimmenden keinen 
Einfluß nehmen. Der Bestimmung liegt der 
gleiche Gedanke zugrunde wie dem § 14 
Abs. 3 des Entwurfs, der bei körperlicher Be- 
hinderung oder Schreibunkenntnis von Ein- 
tragungsberechtigten die Möglichkeit eröff- 
net, daß die Unterschrift durch die Feststel- 
lung einer entsprechenden Erklärung ersetzt 
wird. Die unterschiedliche Regelung ist da- 
durch bedingt, daß die Abstimmung im 
Gegensatz zur Eintragung geheim ist. 

Zu § 29 

Der Entwurf beschränkt sich darauf, die 
Aufgabe des Abstimmungsvorstandes festzu- 
legen. Die nähere Regelung der festzustellen- 
den Tatsachen und des bei der Feststellung 
anzuwendenden Verfahrens bleibt der 
Durchführungsverordnung Vorbehalten. 

Zu § 30 

Die Ungültigkeitsgründe sind aus dem Bun- 
deswahlgesetz und dem Reichsgesetz über 
den Volksentscheid übernommen. Der Ent- 
wurf geht von dem Grundsatz aus, daß bei 
der Beurteilung der Gültigkeit der Stimmen 
kein kleinlicher Maßstab angewendet werden 
soll und daß daher die Stimmzettel als gül- 
tig anerkannt werden sollen, wenn nicht 
zwingende Gründe, insbesondere die Ver- 
letzung des Wahlgeheimnisses die Ungültig- 
keitserklärung erfordern oder der Wille des 
Abstimmenden nicht eindeutig zum Aus- 
druck gekommen ist. Nichtamtlich oder in 
einem nichtamtlichen Umschlag abgegebene 
Stimmzettel werden als ungültig behandelt, 
um Wahltäuschungen auszuschließen; ebenso 
werden Stimmzettel für ungültig erklärt, die 
eine Verwahrung oder einen Vorbehalt ent- 
halten, da die Abstimmung grundsätzlich be- 
dingungsfeindlich ist undaudi nicht mit einer 
Auflage verbunden werden kann. 

Aufgezählt sind nur diejenigen Gründe der 
Stimmungültigkeit, die sich aus formellen 
Mängeln des Stimmzettels oder des Um- 
schlags ergeben. Die materiellen Ungültig- 
keitsgründe der Stimmabgabe (z. B. man- 
gelndes Stimmrecht, Stimmabgabe durch Ver- 
treter usw.) sind hier nicht niedergelegt; ihre 
Findung ist wie in allen bisherigen Vorsdirif- 
ten Schrifttum und Rechtsprechung über- 
lassen. 

Zu § 31 9 

Die wesentliche Aufgabe des Abstimmungs- 
vorstandes bei der Feststellung des Abstlm- 
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mungsergebnisses ist die Entscheidung über 
die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen. 
Daneben wird dem Abstimmungsvorstand 
die Entscheidung zugewiesen über alle von 
seiten der Wahlberechtigten oder auch aus 
dem Abstimmungsvorstand heraus erhobe- 
nen Anstände, die sowohl Fragen der Ge- 
setzes- und Ordnungsmäßigkeit des Wahl- 
vorganges als auch solche der Ermittlung 
des Abstimmungsergebnisses betreffen kön- 
nen. Zu den Fragen, über die der Abstim- 
mungsvorstand zu entscheiden hat, gehört ins- 
besondere auch die Zulassung zur Stimmab- 
gabe. Die Regelung entspridit § 44 BWG. 
Ebenso wie dort dem Kreiswahlausschuß das 
Recht der Nachprüfung der Entscheidungen 
des W’ahl Vorstandes eingeräumt wird, wird 
es hier dem Landesabstimmungsausschuß (bei 
Abstimmungen nach § 20 Nr. 1 des Ent- 
wurfs) und dem Bundesabstimmungsausschuß 
(bei Abstimmungen nach § 20 Nr. 2 des Ent- 
wurfs) eingeräumt. Dieses Nachprüfungsrecht 
hat nur die Bedeutung einer Befugnis zur 
rechnerischen Berichtigung und zu abwei- 
chender Beurteilung der Gültigkeit von Stim- 
men. Im übrigen unterliegen die Entschei- 
dungen des Abstimmungsvorstandes nur der 
Kontrolle im Prüfungsverfahren (§32 Abs. 3 
des Entwurfs). 

Zu § 32 

Der Entwurf beschränkt sich hier, ebenso 
wie dies in § 29 des Entwurfs hinsichtlich 
des Abstimmungsvorstandes geschehen Ist, 
darauf, die Aufgaben der Abstimmungsleiter 
und -ausschüsse festzulegen. Die Einzelheiten 
der zu treffenden Feststellungen und des 
Feststellungsverfahrens bleiben der Regelung 
durch die Durchführungsverordnung Vorbe- 
halten. 

Für die Prüfung des Abstimmungsergebnis- 
ses werden die Vorschriften des Wahlprü- 
fungsgesetzes für anwendbar erklärt; der 
Entwurf folgt damit der früheren Regelung 
in § 22 des Reichsgesetzes über den Volks- 
entscheid in -Verbindung mit § 153 der 
Reichsstimmordnung vom 14. März 1924 
(RGBl. I S. 173). Denkbar wäre auch, die 
Prüfung des Abstimmungsergebnisses unmlt- 
tel^r dem Bundesverfassungsgericht zuzu- 
weisen. Ein entsprechender Vorschlag bleibt 
Vorbehalten. 

Zu § 33 

Der Volksentscheid Ist zustande gekommen, 
wenn die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen sich dafür entschieden hat (Art. 29 


Abs. 5 GG), mag die Beteiligung auch noch 
so gering sein. Dies gilt, wie sich aus der 
Stellung dieser Verfassungsbestimmung und 
aus ihrem Einbau in Art. 29 als selbständiger 
Absatz ergibt, sowohl für den örtlichen 
Volksentscheid nach Art. 29 Abs. 3 Satz 1 
und 2 GG, wie auch für den Im gesamten 
Bundesgebiet gemäß Art. 29 Abs. 4 GG 
(Wernicke In Bonn. Komm. Anm. 5 zu 
Art. 29). 

Absatz 2 entspricht der herkömmlichen Re- 
gelung. Eine Bestimmung darüber, welche 
von zwei verschiedenen Fragen bei Stimmen- 
gleichheit als bejaht zu gelten haben (§ 21 
Abs. 4 Satz 2 des Reichsgesetzes über den 
Volksentscheid), war hier entbehrlich, da 
stets nur bestimmte Teile des Neugliede- 
rungsgesetzes den Gegenstand der Abstim- 
mung bilden, niemals zwei verschiedene Fra- 
gen (siehe Begründung zu § 20 des Entwurfs). 

Zu § 34 

Die Nachabstimmung entspricht der Nach- 
wahl (§ 49 BWG). Es handelt sich um die 
örtlich begrenzte Nachholung einer infolge 
höherer Gewalt (Naturkatastrophen, Unru- 
hen usw.) oder aus Irgendeinem anderen 
Grunde nicht termingemäß durchgeführten 
Abstimmung. Eine Wiederholung des vor- 
bereitenden Verfahrens findet daher nicht 
statt, insbesondere unterbleibt eine neue 
Auslegung der Wählerverzeichnisse. Für die 
Stimmberechtigung usw. Ist der Tag der 
Hauptabstimmung maßgebend. Das Ergebnis 
der Nachabstimmung ist in vollem Umfange 
in das Gesamtergebnis einzubeziehen. 

Zu § 35 

Die Wiederholung der Abstimmung ent- 
spricht der Wiederholungswahl (§ 50 BWG). 
Die Prüfung erfolgt nach Maßgabe des Wahl- 
prüfungsgesetzes (§32 Abs. 3 des Entwurfs). 

In der Regel wird sich die Ungültigkeit der 
Abstimmung auf einzelne Stimmbezirke be- 
schränken, z. B. bei Mängeln in der Anlage 
der Wählerverzeichnisse, bei Verstößen ge- 
gen die Geheimhaltung und im Falle der Ver- 
letzung sonstiger wesentlicher Vorschriften 
bei der örtlichen Vorbereitung und Durch- 
führung der Abstimmung. Das Abstimmungs- 
ergebnis eines Stimmkreises kann für ungül- 
tig erklärt werden, wenn wesentliche Mängel 
des Abstimmungsverfahrens für den ganzen 
Stimmkrels festgestellt sind. Immer müssen 
die Ungültigkeitsgründe In der Vorbereitung 
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der Abstimmung oder in der Abstimmungs- 
handlung liegen; Fehler bei der Feststellung 
des Abstimmungsergebnisses führen nur zu 
einer Neufeststellung im Prüfungsverfahren. 

Die einzelnen Gründe, die zur Ungültigkeit 
einer Abstimmung führen können, sind im 
Entwurf nicht festgelegt, da die Fälle mög- 
licher Fehler und ihrer Auswirkungen nicht 
übersehbar sind. Sie ergeben sich aus den in 
Lehre und Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätzen. Im Flinblick auf die verschie- 
denartige Lagerung der Einzelfälle sieht der 
Entwurf auch vor, daß in der Prüfungsent- 
scheidung nähere Bestimmung über den Um- 
fang getroffen wird, in dem die Abstimmung 
zu wiederholen ist. 

Zu § 36 

Die Veröffentlichung des Abstimmungsergeb- 
nisses durch den Bundesminister des Innern 
hat lediglich deklaratorischen Charakter; sie 
dient der Unterrichtung der Bevölkerung. 


Rechtlich entscheidend Ist die Feststellung des 
Landesabstimmungsausschusses bzw. des Bun- 
desabstimmungsausschusses (§ 32 Abs. 2 des 
Entwurfs). 

Zu § 37 

Die Vorschriften der Bundeswahlordnung 
können in großem Umfang unmittelbare An- 
wendung finden, da das Abstimmungsver- 
fahren weitgehend dem Wahlverfahren 
gleicht. Die Durchführungsverordnung kann 
sich daher auf Ausführungsvorschriften zu 
den Bestimmungen des Gesetzes beschränken, 
die im Bundeswahlgesetz nicht oder abwei- 
chend geregelt sind. 

Zu § 38 

Die Kostenregelung entspricht § 56 BWG. 
Da die Durchführung der Volksbegehren 
und Volksentscheide Bundesaufgabe ist, trägt 
der Bund auch die dadurch entstehenden 
Kosten. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte werden wie folgt neu 
gefaßt: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen:“ 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates, weil es von den Ländern 
ausgeführt wird und in zahlreichen Be- 
stimmungen die Einrichtung der Behör- 
den und das Verwaltungsverfahren von 
Landesbehörden regelt. 

2. Zu § 1 

In Abs. 2 werden die Worte „das Gebiet“ 
durch die Worte „ein Gebiet“ ersetzt. 

Begründung 

Die bisherige Fassung könnte den Ein- 
druck erwecken, daß die Vorschrift nur 
solche Fälle erfaßt, in denen das ganze 
Gebiet eines früheren Landes aufgeteilt 
worden ist. 

3. Zu § 2 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „zum“ die Worte „5. Februar 
1956“ eingefügt und der Klammerzu- 
satz gestrichen. 

Begründung 

Nach Wiedererlangung der Souverä- 
nität steht nunmehr der im Entwurf 
vorgesehene Zeitpunkt „drei Monate 
vor Ablauf der in Art. 29 Abs. 2 GG 
bestimmten Frist“ fest. 

b) Zu Abs. 2 ist der Bundesrat der Auf- 
fassung, daß das Volksbegehren bis 
zum 5. Mal 1956 durchgeführt sein 
muß und daß es nicht genügt, wenn 
bis zu diesem Zeitpunkt nur ein An- 
trag auf Zulassung des Volksbegeh- 
rens gestellt ist. Der Bundesrat ist der 
Meinung, daß dies zweckmäßigerweise 


im Gesetz an geeigneter Stelle, etwa 
bei § 6, ausdrücklich gesagt werden 
sollte. 

c) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„zwei vom Hundert“ und die Zahl 
„5000“ durch die Worte „ein vom 
Hundert“ und die Zahl „3000“ er- 
setzt. 

Begründung 

Der Vom-Hundert-Satz und die 
Höchstzahl von 5000 erscheinen im 
Vergleich zu der beim Volksbegehren 
vorgeschriebenen lOVoigen Unter- 
stützung zu hoch. Der neue Vom- 
Hundert-Satz stellt ein besseres Ver- 
hältnis zu den 10 Vo, wie sie für das 
Volksbegehren verlangt werden, her. 
Die Ernsthaftigkeit eines Antrags ist 
auch bei einer Unterzeichnung von 
ein vom Hundert der wahlberechtig- 
ten Einwohner nicht zu bezweifeln. 

4. Zu § 3 

Satz 2 wird wie folgt neu gefaßt: 
„Weitere Zusätze in Überschrift und 
Wortlaut des Zulassungsantrages sind un- 
zulässig und bei der Veröffentlichung des 
Antrags nach § 6 wegzulassen.“ 

Begründung 

Durch die Ergänzung soll klargestellt 
werden, daß Zusätze, die sich für eine 
Veröffentlichung nicht eignen, von der 
Veröffentlichung ausgeschlossen werden. 
Sie sollen jedoch nicht die Ungültigkeit 
des Antrages zur Folge haben. Die Ab- 
lehnung eines Antrages wegen lediglich 
formeller Mängel ersdieint nicht tunlich, 
zumal ein solches Verfahren einen uner- 
wünschten Zeitverlust bedeuten würde. 

5. Zu § 5 

a) In Abs. 2 werden die Sätze 1 und 2 
wie folgt neu gefaßt: 


21 



„Enthält der Antrag Mängel, so for- 
dert der Bundesminister des Innern 
zunächst den Vertrauensmann auf, sie 
binnen einer angemessenen Frist zu 
beseitigen. Nach Ablauf dieser Frist 
können die Mängel nicht mehr be- 
hoben werden.“ 

Begründung 

Die Änderung bewirkt eine klarere 
Fassung der Bestimmung über das 
Verfahren. 

b) In Abs. 4 Satz 3 werden die Worte 
„innerhalb eines Monats“ durch die 
Worte „innerhalb von zwei Wochen“ 
ersetzt. 

Begründung 

Im Fiinblick auf die notwendige Be- 
schleunigung des Verfahrens erscheint 
die bisher vorgesehene Monatsfrist zu 
lang. 

6. Zu § 6 

a) Abs. 1 wird eingangs wie folgt neu 
gefaßt: 

„(1) Ist dem Antrag endgültig statt- 
gegeben (§ 5 Abs. 3 und 4), so . . . .“ 

Begründung 

Es soll durch diese Fassung klarge- 
stellt werden, daß die Veröffent- 
lichung von Antrag und Entscheidung 
in jedem Falle erst dann zu erfolgen 
hat, wenn die Entscheidung unan- 
fechtbar geworden ist. 

b) In Abs. 1 wird folgender zweiter 
Satz angefügt: 

„Die Eintragungsfrist soll nicht vor 
dem 6. Februar 1956 beginnen und 
soll für Volksbegehren, die denselben 
Gebietsanteil betreffen, einheitlich 
festgesetzt werden.“ 

Begründung 

Es soll vermieden werden, daß in be- 
zug auf den gleichen Gebietsteil zu 
verschiedenen Zeiten und über ver- 
schiedene Anträge abgestimmt wer- 
den müßte. 

c) Abs. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Die Eintragungsfrist beginnt 
frühestens 14 Tage nach der Veröffent- 
lichung im Bundesanzeiger. Sie beträgt 
14 Tage. Die Eintragungsstunden sind 


so festzusetzen, daß jeder Eintragungs- 
berechtigte Gelegenheit hat, sich an 
dem Volksbegehren zu beteiligen. Es 
sind daher Eintragungsstunden audh 
außerhalb der üblidien Dienststunden, 
insbesondere auch an Sonn- und Feier- 
tagen vorzusehen.“ 

Begründung 

Die bisherige Fassung läßt eine Er- 
messensentscheidung hinsichtlich der 
Dauer der Eintragungsfrist zu. Die 
einheitliche Festlegung der Eintra- 
gungsfrist erscheint jedoch geboten. 
Außerdem soll bereits im Gesetz 
sichergestellt werden, daß jedermann 
von seinem Eintragungsrecht Ge- 
brauch machen kann. 

7. Zu § 7 

a) Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Nach der Zulassung kann der 
Antrag nicht mehr geändert werden. 
Er kann bis einen Monat vor dem in 
§ 2 Abs. 1 bestimmten Zeitpunkt, je- 
doch nicht mehr nach Beginn der Ein- 
tragungsfrist, zurückgenommen wer- 
den.“ 

Begründung 

Im Falle der Zurücknahme eines An- 
trages muß den Unterzeichnern, die 
mit der P^ücknahme nicht einverstan- 
den sind, sowie anderen eine ausrei- 
chende Frist zur Stellung eines neuen 
Antrages gegeben sein. 

b) Abs. 2 wird durch folgende neue Ab- 
sätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Die Zurücknahme des Zulas- 
sungsantrages ist nur gültig, wenn sie 
von mehr als der Fiälfte der Unter- 
zeichner des Antrages persönlich und 
handschriftlich erklärt wird und die 
danach noch verbleibende Zahl der 
Unterzeichner nicht die Mindestzahl 
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 erreicht. 

(3) Ist der Antrag vom Vorstand 
einer Vereinigung gestellt worden, so 
ist die Zurücknahme nur gültig, wenn 
der Vorstand glaubhaft macht, daß 
der Zulassungsantrag nicht mehr von 
der in § 2 Abs. 1 Satz 2 genannten 
Mindestzahl von Mitgliedern, die in 
dem Gebietsteil unterschriftsberech- 
tigt sind, unterstützt wird.“ 
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Begründung 

Es wäre unbillig und rechtlich nicht zu 
vertreten, wenn eine Zahl von Un- 
terzeichnern, die für sich allein die 
Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 für 
die Antragstellung erfüllen, durch die 
Entscheidung einer Mehrheit um ihr 
Antragsrecht gebracht werden könnte. 

Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

8. Zu § 10 

In Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „zur 
Vertretungskörperschaft des Landes'^ 
durch die Worte „zum Landtag“ ersetzt. 

Begründung 

Anpassung an die übrigen Bestimmun- 
gen des Gesetzes. 

9. Zu § 11 

Das Wort „Gemeindebehörde“ wird je- 
weils durch das Wort „Gemeinde“ ersetzt. 

Begründung 

Anpassung an die übliche Terminologie. 

10. Zu § 14 

In Abs. 1 wird Satz 1 wie folgt neu ge- 
faßt: 

„Die Gemeinde legt während der 
Eintragungsfrist die Eintragungslisten 
nach dem vom Bundesininlster des In- 
nern bekanntgegebenen Muster unter 
Aufsicht öffentlich aus.“ 

Begründung 
Sprachlich bessere Fassung. 

11. Zu §§ 15 und 17 

In § 15 wird das Wort „muß“ durch das 
Wort „soll“ ersetzt und in § 17 die Nr. 1 
gestrichen. 

Begründung 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, bei 
einem Verstoß gegen jedes der Eintra- 
gungserfordernisse des § 15 (z. B. Fehlen 
des Geburtsnamens der Frau, des Wohn- 


orts oder der Wohnung) schon die Un- 
gültigkeit der Eintragung eintreten zu 
lassen, auch wenn die Person des Einge- 
tragenen einwandfrei festgestellt werden 
kann; das letztere wird aber durdh § 17 
Nr. 2 gefordert. 

12. Zu § 20 

Nr. 2 wird wie folgt neu gefaßt; 

„2. im Falle des Artikels 29 Abs. 4 
Satz 2 des Grundgesetzes der abge- 
lehnte Teil des Gesetzes.“ 

Begründung 

Der Wortlaut des Art. 29 Abs. 4 Satz 2 
GG („insoweit“) sdhließt aus, das gesamte 
Gesetz zum Volksentsdheid zu bringen. 

13. Zum Dritten Abschnitt 

In der Überschrift zum Dritten Abschnitt 
werden die Worte „Gemeinsame Vor- 
schriften“ durch das Wort „Schlußbe- 
stimmungen“ ersetzt. 

Begründung 

§ 37 Abs. 1 enthält keine Vorschriften, 
die für den Ersten und Zweiten Ab- 
sdhnitt gemeinsam gelten. 

14. Zu § 37 

a) In Abs. 1 wird hinter „und 73“ der 
Wortlaut wie folgt neu gefaßt: 

„Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 der 
Bundeswahlordnung . . 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

b) In Abs. 2 werden hinter dem Wort 
„Rechtsverordnung“ die Worte „mit 
Zustimmung des Bundesrates“ einge- 
fügt. 

Begründung 

Da das Gesetz der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, ist audh eine auf 
Grund des Gesetzes zu erlassende 
Rechtsverordnung zustimmungsbe- 
dürftig. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
und zu der Entsdiließung des Bundesrates 


1 . 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
Nr. 2 bis 6, 7 b, 8 bis 10, 13 und 14 a wird 
zugestimmt. 

Im übrigen nimmt die Bundesregierung zu 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wie folgt Stellung; 

Zu Nr. 1 (Eingangsformel) 

Die Bundesregierung vermag sich der Auf- 
fassung des Bundesrates, daß der vorliegende 
Gesetzentwurf der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, nicht anzuschließen. Der Bun- 
desrat glaubt die Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzentwurfs aus Art. 84 Abs. 1 GG 
herleiten zu können. Diese Bestimmung des 
Grundgesetzes kann jedoch im vorliegenden 
Falle nicht zur Anwendung kommen. Nach 
Art. 29 Abs. 6 Satz 1 GG ist der Bund be- 
rechtigt und verpflichtet, das Verfahren der 
Neugliederung (selbst) gesetzlich zu regeln. 
Diese Bestimmung stellt eine lex specialis 
gegenüber Art. 84 Abs. 1 GG dar, der vor- 
schreibt, daß die Länder im Bereich der lan- 
deseigenen Verwaltung die Einrichtung der 
Behörden und das Verwaltungsverfahren 
regeln, soweit nicht Bundesgesetze mit Zu- 
stimmung des Bundesrates etwas anderes be- 
stimmen. Bel dem vorliegenden Gesetz ist 
weder für die Anwendung des Normalfalls 
einer landesgesetzlichen Regelung noch für 
eine abweichende bundesgesetzliche Regelung 
mit Zustimmung des Bundesrates Raum: er- 
steres nicht, weil das Grundgesetz dem Bund 
die verfahrensrechtliche Regelung zur Pflicht 
macht, eine landesgesetzliche Regelung auch 
im Bereich des Verfahrens also völlig aus- 
schließt, letzteres nicht, weil eben durch 
Art. 29 Abs. 6 Satz 1 GG dem einfachen 
Bundesgesetzgeber die „abweichende Be- 
stimmung" schon vorweggenommen ist. Die 


Generalklausel des Art. 84 Abs. 1 GG 
kommt demnach gegenüber der Spezialbe- 
stimmung des Art. 29 Abs. 6 Satz 1 GG 
nicht zum Zuge. 

Da Art. 29 Abs. 6 GG auch nicht im Gegen- 
satz zu anderen Fällen, in denen der Bundes- 
gesetzgeber zur Gesetzgebung verpflichtet 
ist, die Zustimmungsbedürftigkeit ausdrück- 
lich vorschreibt, ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß der Gesetzentwurf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Zu Nr. 7 a (§ 7) 

Diesem Änderungsvorschlag vermag die 
Bundesregierung nicht zu folgen, da hier- 
durch die Zurücknahme von Zulassungs- 
anträgen im Gegensatz zu den einschlägigen 
Vorschriften des früheren Reichsrechts und 
des Landesrechts außerordentlich einge- 
schränkt würde (vgl, z. B. § 32 des Reichs- 
gesetzes über den Volksentscheid vom 
27. Juni 1921 — RGBL S, 790 — , Art. 69 
des Bayerischen Gesetzes über Landtagswah- 
len, Volksbegehren und Volksentscheid vom’ 
29. März 1949 i. d. F. vom 11. August 1954 
— Bayer. GVBl. S. 177 — , § 63 des Landes- 
wahlgesetzes für Rheinland-Pfalz vom 7. De- 
zember 1950 — GVBl S. 317). 

Zu Nr. 11 (§§ 15 und 17) 

Auch diesem Änderungsvorschlag wird nicht 
zugestimmt. Die Forderung bestimmter An- 
gaben bei der Eintragung soll gewährleisten, 
ciaß die Person des Unterzeichners einwand- 
frei und jederzeit nachprüfbar festgestellt 
werden kann. Um möglichst jeden Zweifel 
über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von 
Eintragungen auszuschließen, müssen diese 
Angaben zwingend vorgeschrieben werden. 
Jedem Eintragenden ist auch zuzumuten, die 
geforderten Angaben zu machen, da er sie 
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jederzeit seinem Personalausweis entnehmen 
kann. Entsprechende Vorschriften waren 
schon in früheren Reichsgesetzen enthalten 
und finden sich gegenwärtig in mehreren 
Landesgesetzen, so z. B. nahezu wörtlich 
übereinstimmend in den §§ 66 ud 67 des 
Landeswahlgesetzes von Rheinland-Pfalz 
vom 7. Dezember 1950 und in den Art. 72 
und 73 des Bayerischen Wahlgesetzes in der 
Fassung vom 11. August 1954. 

Zu Nr. 12 (§ 20) 

Die Bundesregierung vermag sich den ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken des Bundes- 
rates nicht anzuschließen. Dem Wort „inso- 
weit‘‘ in Art. 29 Abs. 4 Satz 2 GG kann an- 
gesichts des nicht immer eindeutigen Verfas- 
sungstextes eine derart weitgehende Bedeu- 
tung nicht beigemessen werden. Es erscheint 
vielmehr sinnvoll, den Text des Grund- 
gesetzes dahin auszulegen, daß mit dem 
Wort „insoweit“ lediglich das Wort „so- 
weit“ = „sofern“ in Satz 1 des gleichen Ab- 
satzes aufgegriffen werden sollte. Eine 
zweckmäßige Neugliederung kann jedenfalls 
nur nach einer einheitlichen Konzeption 
durchgeführt werden; daher verbietet es 
sich, Teile des Gesetzentwurfs, die einen zu- 
sammenhängenden Raum betreffen, getrennt 
zum Volksentscheid zu stellen. Es darf hier- 
zu auf die Begründung des Entwurfs Bezug 
genommen werden. 

Zu Nr. 14 b (§ 37 Abs. 2) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. Auf die Stellungnahme zum Ände- 


rungsvorschlag Nr. 1 darf Bezug genommen 
werden. 

II. 

Zu der Entschließung des Bundesrates äußert 
sich die Bundesregierung wie folgt: 

Art. 29 GG verpflichtet die Bundesregierung 
und die Gesetzgebungsorgane des Bundes, 
die Möglichkeit und die gesetzlichen Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß Volks- 
begehren über eine etwaige Änderung der 
Landeszugehörigkeit binnen eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieser Bestimmung, d. h. 
bis zum 5. Mai 1956, durchgeführt werden 
können. Von dieser Verpflichtung könnten 
die Bundesregierung und die Gesetzgebungs- 
organe des Bundes nur durch eine Änderung 
des Grundgesetzes entbunden werden. Die 
Bundesregierung beabsichtigt nicht, von sich 
aus eine solche Verfassungsänderung vorzu- 
schlagen. 

Soweit sich die Entschließung des Bundes- 
rates gegen die — unabhängig von den 
Volksbegehren — nach Art. 29 Abs. 1 GG 
vorgeschriebene Neugliederung richtet, darf 
darauf hingewiesen werden, daß Art. 29 
Abs. 6 Satz 2 GG, der für diese Neugliede- 
rung eine Frist von drei Jahren setzt, ledig- 
lich eine Sollvorschrift ist. Bei Vorliegen 
zwingender Gründe wird die Neugliederung 
daher auch ohne Verfassungsänderung über 
die Frist von drei Jahren hinaus zurückge- 
stellt werden können. Wieweit hierzu eine 
Notwendigkeit besteht, wird von der Bun- 
desregierung im weiteren Verlauf der Frist 
geprüft werden. 
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